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VORWORT

Das zahlenmaliige Verhdtnis zwischen dlteren und jingeren Menschen in der Bundes-
republik Deutschland wird sich in den ndchsten Jahrzehnten erheblich verschieben.
Nach einer aktuellen Vorausberechnung des Stati stischen Bundesamtes, in der von einer
durchschnittlichen Geburtenziffer von 1,4 Kindern pro Frau ausgegangen wird, wird im
Jahr 2050 etwa die Halfte der Bevolkerung dlter als 48 Jahre und etwa ein Drittel 60
Jahre oder &lter sein. Die bevorstehenden Bevdlkerungsveranderungen durften keinen
Gesellschaftsbereich unberiihrt lassen. Auch Uber die haufig diskutierten Auswirkungen
auf die sozialen Sicherungssysteme hinaus werden sie von erheblicher Bedeutung fur
den Wirtschaftsstandort Deutschland und seine Regionen sein. Wéhrend in der laufen-
den Diskussion um den aus dem demographischen Wandel resultierenden Reformbedarf
die gesamtwirtschaftliche Ebene im Vordergrund steht, analysiert die vorliegende Stu-
die Dimension des demographischen Wandels und damit verbundene ausgewahlte tko-
nomische Probleme auf der Ebene der norddeutschen Bundeslander.

Dieser HWWA-Report basiert auf einer Untersuchung, die das HWWA im Auftrag der
Vereins- und Westbank/HypoV ereinsbank, Hamburg im Frihjahr 2004 durchgefihrt
hat. Wir bedanken uns bei der Vereins- und Westbank/HypoV ereinsbank, Hamburg fir
das Einverstandnis zur Verdffentlichung der Studie, die hier in aktualisierter Form er-
scheint. Die Studie wurde von Annekatrin Niebuhr und Silvia Stiller verfasst. Fur die
vielfache Unterstiitzung bei der Bearbeitung der Studie bedanken sich die Verfasser: bei
Lisa Dust und Stephanie Jasmand fir ihre Recherchen und empirischen Auswertungen,
bei Sabina Ramonat fur die formale Gestaltung der Studie sowie bei Rudiger Marx und
Ulf Teubel von der Vereins- und Westbank/HypoV ereinsbank fir viele hilfreiche Hin-
weise.

Hamburg, im Februar 2005 Konrad Lammers
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1 EINLEITUNG

Das zahlenméafdige Verhdtnis zwischen dteren und jingeren Menschen in der Bundesre-
publik Deutschland wird sich in den nachsten Jahrzehnten erheblich verschieben. Nach
einer aktuellen Vorausberechnung des Statistischen Bundesamtes, in der von einer
durchschnittlichen Geburtenziffer von 1,4 Kindern pro Frau ausgegangen wird, wird im
Jahr 2050 etwa die Hélfte der Bevdlkerung dter als 48 Jahre und etwa ein Drittel 60 Jah-
re oder dlter sein.l Die im Zeitablauf an Tempo gewinnende Umwézung der Alters-
struktur wird — selbst bei permanenter Zuwanderung aus dem Ausland — von einem dra-
stischen Bevolkerungsriickgang begleitet sein (vgl. Abbildung 1). Diese demographi-
schen Entwicklungstendenzen werden mit Sicherheit eintreten. Das genaue Ausmal3 des
Bevolkerungsriickgangs und das Tempo des Alterungsprozesses hangen von der zu-
kunftigen Entwicklung der Lebenserwartung, der Zuwanderung und des Fertilitétsver-
haltens ab.

Abbildung 1: Bevélkerungsentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland,
2000 bis 2050, in Mio. Personen
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Quelle:  Statistisches Bundesamt (2003 a)

Die bevorstehenden Bevdlkerungsveranderungen dirften keinen Gesellschaftsbereich
unberthrt lassen. Auch Uber die hdufig diskutierten Auswirkungen auf die sozialen Si-
cherungssysteme hinaus werden sie von erheblicher Bedeutung fur den Wirtschafts-

1 Dieses Ergebnis bezieht sich auf die Variante 5 unter den neun Varianten der 10. koordinierten Bevol-
kerungsvorausschétzung des Statistischen Bundesamtes (vgl. Annahmen unter Abbildung 1).



standort Deutschland und seine Regionen sein. Wahrend in der laufenden Diskussion um
den aus dem demographischen Wandel resultierenden Reformbedarf die gesamtwirt-
schaftliche Ebene im Vordergrund steht, werden im Folgenden die Dimension des de-
mographischen Wandels und damit verbundene ausgewahlte 6konomische Probleme auf
Ebene der norddeutschen Bundeslander untersucht.2 Bei der Analyse der 6konomischen
K onsequenzen demographischer Probleme auf regionaler Ebene tritt ein Aspekt deutlich
hervor: Wahrend L ebenserwartung und Fertilitét den demographischen Wandel auf der
gesamtwirtschaftlichen Ebene dominieren, sind die durch die niedrige Fertilitdt und die
hohe L ebenserwartung bedingten demographischen Entwicklungstendenzen fir einzelne
Regionen keineswegs unausweichlich. Weil Wanderungen zwischen den Regionen in-
nerhalb Deutschlands uneingeschrankt moglich sind, kénnen Wanderungen die Tenden-
zen der natirlichen Bevolkerungsentwicklung in einzelnen Regionen erheblich verstér-
ken oder auch umkehren.3

Die vorliegende Studie befasst sich schwerpunktméliig mit den demographischen Ver-
anderungen in Norddeutschland bis zum Jahr 2020.4 Basierend auf den Ergebnissen
rédumlicher Bevolkerungsprognosen werden ausgewéahlte dkonomische Probleme der
Bevolkerungsentwicklung fur die Regionen Norddeutschlands, im Hinblick auf den Ar-
beits- und Wohnungsmarkt, die 6ffentliche Infrastruktur und die 6ffentlichen Haushalte
aufgezeigt. Im Anschluss hieran werden Reformbedarf und Handlungsoptionen auf
Bundeslandebene und Ebene der Kommunen diskutiert. Die Datengrundlage fur den
empirischen Teil der Untersuchung stellen Prognosen des Bundesamtes fir Bauwesen
und Raumordnung fur die Bevolkerung, Erwerbspersonen und die Haushaltszahlen aus
dem Jahr 2003 und 2004 dar.® In der vorliegenden Studie z&dhlen die Stadtstaaten Bre-
men und Hamburg sowie die Flachenstaaten Mecklenburg-V orpommern, Niedersachsen,
Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein zum norddeutschen Wirtschaftsraum.

2 Auch zu den Auswirkungen des demographischen Wandels auf regionaler Ebene sind in jlngerer Zeit
vermehrt Studien entstanden (vgl. bspw. Rohr-Zanker et al. (2003) und Krohnert et a. (2004)). Dar-
Uber hinaus widmet sich der Arbeitskreis ,, Raumliche Auswirkungen des demographischen Wandels®
der Akademie fir Raumforschung und Landesplanung dieser Thematik.

3 Vgl. Biittner (2005).

4 Die Auswirkungen des demographischen Wandels kdnnen in diesem Kurzgutachten nur in ihren
Grundziigen betrachtet werden. Fir die Bundesrepublik Deutschland liegen zahlreiche Studien vor,
welche sich mit den vielfaltigen Auswirkungen des demographischen Wandels fir Deutschland befas-
sen. Beispiele hierfiir sind eine Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft aus dem Jahr 2004, der
Deutschlandreport 2002 bis 2020 von Prognos aus dem Jahr 2002 und der Schlussbericht der Enquete-
Kommission ,, Demographischer Wandel“ der Bundesregierung aus dem Jahr 2002.

5 Die Daten werden vom Bundesamt fir Bauwesen und Raumordnung auf den CD-ROMs , INKAR
PRO" und ,,ROP 2020 zur Verfligung gestellt.
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2 DEMOGRAPHISCHE ENTWICKLUNG IN NORDDEUTSCH-
LAND

2.1  EinBlick in die Vergangenheit

Ursachlich fur die demographischen Verénderungen in Deutschland sind der kontinuier-
liche Anstieg der Lebenserwartung und die bereits seit Jahrzehnten niedrigen Geburten-
raten. Die Lebenserwartung eines neugeborenen Jungen war im Jahr 2000 mit 74,8 Jah-
ren etwa 7,5 Jahre hoher as vor drei Jahrzehnten. Im selben Zeitraum ist die Lebenser-
wartung eines neugeborenen Madchens von 73,8 auf 80,8 Jahre gestiegen. Fir die Zu-
kunft wird erwartet, dass die L ebenserwartung weiter steigen wird.6 Die Geburtenziffern
sind in Deutschland — und auch in den norddeutschen Bundeslandern - seit 1970 hinge-
gen erheblich zurtickgegangen (vgl. Tabelle 1).

Tabellel:  Entwicklung der Geburtenziffern®
Region 1970 1980 1990 2000 2002
Bremen 1,83 1,25 1,32 1,35 1,25
Hamburg 1,51 1,23 1,28 1,22 1,18
Mecklenburg-Vorpommern n.v. 1,95° 1,61 1,28 1,25
Niedersachsen 2,29 1,50 1,46 151 1,45
Sachsen-Anhalt n.v. n.v. 1,53 1,23 1,23
Schleswig-Holstein 2,16 1,45 1,47 1,43 1,39
Deutschland 2,02° 1,44° 1,45 1,38 1,34

a Summe der atersspezifischen Geburtenziffern innerhalb eines Beobachtungsjahres. Unter der Annah-
me, dass die atersspezifischen Geburtenziffern im Zeitablauf konstant sind und sich nicht zwischen Ge-
burtskohorten unterscheiden, gibt diese Grof3e die durchschnittliche Kinderzahl pro Frau an; b 1982, Da
ten wurden umgerechnet auf die Gebietsabgrenzung Mecklenburg-Vorpommerns; ¢ Nur altes Bundesge-
biet; n.v.: Daten nicht vorhanden

Quellen: Statistisches Bundesamt und Statistische Landesémter

Besonders drastisch ist der Rickgang der Geburtenziffern in den norddeutschen Fl&
chenléandern ausgefallen, die 1970 noch Uberdurchschnittliche Geburtenziffern aufwie-
sen, wahrend die Frauen in den Stadtstaaten bereits 1970 weniger Kinder bekommen ha
ben als im Bundesdurchschnitt. Im Jahr 2002 war der Unterschied zwischen den Stadt-
staaten und Flachenlandern im Nordwesten Deutschlands kaum noch sichtbar und die
norddeutschen Bundesléander hatten teilweise Fertilitétsziffern, die unterhalb des deut-
schen Durchschnittsniveaus lagen.

6 Vgl. Statistisches Bundesamt (2003 @).
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Die relativ niedrige Fertilitdt hat dazu beigetragen, dass der natiirliche Bevolkerungssal-
do — die Differenz zwischen den Geburten und Sterbefédlen in einem Jahr - in Nord-
deutschland in den 90er Jahren durchgehend negativ war. Dennoch ist die Bevolkerung
in den 90er Jahren in Norddeutschland um 1,7 % gewachsen - von 17,2 Millionen auf
rund 17,5 Millionen Menschen. Dies resultiert daraus, dass in den 90er Jahren mehr
Menschen in die norddeutschen Bundeslander zu- als abgewandert sind (vgl. Abbildung
2). Allerdings hat die Nettozuwanderung nach Norddeutschland seit Beginn der 90er
Jahre deutlich abgenommen. Gegen Ende der 90er Jahre hielten sich der natlrliche Be-
vOlkerungssaldo und der Zuwanderungssaldo in Norddeutschland in etwa die Waage, so
dass sich die absolute Bevolkerungszahl seit 1997 kaum noch verandert hat.

Abbildung 2: Bevolkerungsentwicklung in Norddeutschland, natlrlicher Bevolke-
rungssaldo und Wander ungssaldo, 1991-1999, in 1000
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Quelle:  BBR (2003), Raumordnungsprognose INKAR PRO; eigene Berechnungen

2.2 Der Blick in die Zukunft

Die folgende Analyse basiert auf der regionalen Bevolkerungsprognose des Bundesam-
tes fir Bauwesen und Raumordnung (BBR).” Gemaf? dieser Prognose wird der Bevolke-
rungsriickgang bis 2020 in Norddeutschland mit 2,5 % deutlich stéarker ausfallen als in
Deutschland insgesamt (-0,8 %), wobel die demographischen Entwicklungstendenzen
zwischen den norddeutschen Landern erheblich variieren (vgl. Abbildung 3). Wahrend

7 Diese Prognosen, die vom BBR auf der CD-ROM ,INKAR PRO" zur Verfligung gestellt werden,
beinhalten regionalisierte und altersspezifische Bevilkerungsvorausschétzungen vom Jahr 2000 bis
zum Jahr 2020, teilweise disaggregiert bis auf die Kreisebene.
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Niedersachsens Bevdlkerung anndhernd konstant bleibt, nimmt die Bevilkerung Bre-
mens und Sachsen-Anhalts deutlich ab. Im Jahr 2020 wird die Bevdlkerung Nord-
deutschlands mit rund 17 Millionen Menschen in etwa 440.000 Menschen weniger um-
fassen asim Jahr 2000.

Abbildung 3: Entwicklung der Bevdlkerung insgesamt und der erwer bsféhigen Be-
volkerung, 2000-2020
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Quelle:  BBR (2003), Raumordnungsprognose INKAR PRO; eigene Berechnungen

Auch der Umfang der Bevolkerung im erwerbsféhigen Alter wird in Norddeutschland
stérker abnehmen als im Bundesdurchschnitt (vgl. Abbildung 3). Wahrend fur Deutsch-
land insgesamt bis zum Jahr 2020 ein Rickgang um 0,5 % prognostiziert wird, ergibt
sich fur diese Bevolkerungsgruppe in Norddeutschland ein Rickgang von —6,5 %, was
770.200 Menschen entspricht. Diese Entwicklung wird insbesondere von den stark
rucklaufigen Erwerbsfahigenzahlen in Bremen, Mecklenburg-Vorpommern und Sach-
sen-Anhalt getragen.

Well die Zahl der Einwohner im erwerbsfahigen Alter in Norddeutschland schneller zu-
rickgeht als die Bevolkerung insgesamt, wird der Bevolkerungsanteil der erwerbsfahi-
gen Bevdlkerungsmitglieder bis 2020 in Norddeutschland deutlich sinken. Im gleichen
Zeitraum wird das Durchschnittsalter der Bevolkerung in Norddeutschland zunehmen.
Altersstrukturelle Verénderungen zeigen sich bereits bis 2020 an dem sinkenden Antell
der Altersklassen bis 19 Jahre und dem steigenden Anteil der Bevdlkerungsmitglieder
Uber 60 Jahre an der Gesamtbevdlkerung (vgl. Abbildung 4).
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Abbildung 4: Altersstruktur der Bevolkerung in Norddeutschland, 2000 und 2020
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Quelle:  BBR (2003), Raumordnungsprognose INKAR PRO; eigene Berechnungen

Wahrend im Jahr 2000 etwa 25 % der Bevdlkerung in Norddeutschland tber 60 Jahre alt
waren, werden es im Jahre 2020 etwa 30 % sein. Hingegen werden nur noch in etwa
17 % juinger as 19 Jahre sein, wahrend es im Jahr 2000 noch Uber 20 % der norddeut-
schen Bevolkerung waren.

Im Hinblick auf die 6konomischen Auswirkungen der demographischen Veradnderungen
ist die Entwicklung der Erwerbspersonenzahlen (Erwerbstétige und Erwerbslose) eine
wichtige GroRe (vgl. Abbildung 5). GemaR der Ergebnisse des BBR8 werden die Er-
werbspersonenzahlen in Norddeutschland mit —4,6 % bis 2020 deutlich schneller zu-
riickgehen als in Deutschland insgesamt. Diese Entwicklung entspricht in etwa einem

8 Vgl. BBR (2004), Raumordnungsprognose ROP; eigene Berechnungen.
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Rickgang der Erwerbsbevolkerung um 400.000 Personen. Der Rickgang der Erwerbs-
bevolkerung wird in den Bundesldndern im Nordosten Deutschlands besonders ausge-
pragt sein. Fur Sachsen-Anhalt wird bis 2020 eine Reduktion der Erwerbspersonenzah-
len um etwa 20 % und fur Mecklenburg-Vorpommern um rund 18 % prognostiziert.
Wahrend die Auswirkungen des demographischen Wandels auf die Erwerbsbevolkerung
im bundesdeutschen Durchschnitt bis 2020 noch relativ unbedeutend sein durften, wird
das Arbeitsangebot somit in einigen Regionen Norddeutschland bereits in diesem Zeit-
raum ganz erheblich zuriickgehen. Fir Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein
ergibt sich gemal3 der BBR-Schétzungen hingegen eine Zunahme der Erwerbsbevilke-
rung.

Abbildung 5: Entwicklung der Erwerbsper sonenzahl® 2000-2020
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Quelle:  BBR (2004), Raumordnungsprognose ROP; eigene Berechnungen

Bereits bis zum Jahr 2020 wird es stark ausgeprégte altersstrukturelle Verschiebungen
innerhalb der Erwerbsbevolkerung in Norddeutschland geben, die nach 2020 noch an
Dynamik gewinnen werden. Das Arbeitsangebot in allen Altersklassen bis 50 Jahre wird
deutlich zurtickgehen, wahrend die Altersklassen tber 50 Jahre teilweise erhebliche Zu-
wéchse realisieren werden. Im Jahr 2000 waren im Durchschnitt der norddeutschen
Bundeslander 23 % des Erwerbspersonenpotenzials dlter als 50 Jahre. Im Jahr 2020
werden es rund 35 % sein.
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2.3  Raumliche Entwicklungsunterschiede

Die BBR-Prognose ergibt ausgepragte Unterschiede in der Bevolkerungsentwicklung in
Norddeutschland bis zum Jahr 2020 (vgl. Abbildung 6). Beispielsweise wird erwartet,
dass der Saalkreisim Umland der Stadt Halle mit einer um 25.700 Menschen steigenden
Einwohnerzahl am stérksten wéchst. Dieser Bevolkerungszuwachs entspricht anndhernd
einem Drittel der heutigen Bevolkerung in diesem Kreis.

Abbildung 6: Bevolkerungsentwicklung in Norddeutschland, Kreise, 2000-2020,
in %

Quelle: BBR (2003), Raumordnungsprognose INKAR PRO; eigene Darstellung

Ein sehr hoher Bevolkerungszuwachs wird auch fir den Kreis Bad Doberan (Mecklen-
burg-Vorpommern) prognostiziert, wo gemal3 der Prognose im Jahr 2020 etwa 27 %
mehr Personen leben werden als noch im Jahr 2000. Wahrend einige Kreise deutliche
Bevdlkerungszuwéchse erwarten konnen, wird voraussichtlich von den 25 kreisfreien
Stadten in Norddeutschland als einzige Oldenburg in Niedersachsen ein positives Bevol-
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kerungswachstum verzeichnen. Hier soll die Einwohnerzahl um etwa 12 % auf 175.100
ansteigen.

Dem stark ausgepragten Bevolkerungswachstum in einigen Regionen stehen stark ab-
nehmende Bevdlkerungszahlen in anderen Regionen Norddeutschlands gegentber. Mit
etwa 27 % - was einem Ruiickgang von annghernd 16.000 Menschen entspricht - wird der
mit Abstand stérkste relative Bevolkerungsriickgang fur die kreisfreie Stadt Stralsund in
Mecklenburg-Vorpommern erwartet. An zweiter Stelle unter den Stadten mit abneh-
mender Bevolkerung liegt Bremerhaven, wo die Bevolkerung um 21.400 Personen (etwa
20%) sinken wird. Bei den Landkreisen wird die starkste Bevdlkerungsabnahme fir
Osterode in Niedersachsen prognostiziert, wo von einer von 84.800 auf 62.900 Einwoh-
ner schrumpfenden Bevolkerung (fast —26 %) ausgegangen wird. Fur den Kreis Stendal
in Sachsen-Anhalt wird ein Ruckgang von 140.700 auf 110.200 Einwohner prognosti-
ziert, was einer Bevolkerungsabnahme von anndhernd 22 % entspricht. Der relativ aus-
gepragte Bevolkerungsrickgang bis 2020 in zahlreichen norddeutschen St&dten und
Kreisen wird in seinen Folgen deutlich splirbar sein, insbesondere weil er sich auf eine
vergleichsweise kurze Zeitspanne von 20 Jahren erstreckt.

Hinsichtlich der Veranderung der Bevdlkerungsanteile einzelner Altersklassen impliziert
die BBR-Prognose immense rdumliche Unterschiede und enorme Umbriche in dem Al-
tersaufbau fur zahlreiche Regionen. In welchem Rahmen Verédnderungen der Alters-
struktur stattfinden werden, zeigen die Abstande der Prognosewerte zwischen Regionen
mit relativ schnell und Regionen mit relativ langsam alternder Bevolkerung. Fur die Al-
tersklasse bis 19 Jahre wird fur die Raumordnungsregion Altmark in Sachsen-Anhalt ein
Rickgang von etwa einem Drittel prognostiziert, wahrend der entsprechende Wert fir
Hamburg bel 11 % liegt. Auch bei der Altersgruppe von 20 bis 59 Jahre weist Altmark
mit einem Rickgang von 25 % bis 2020 die stérkste Veranderung auf. Hingegen wird
fur diese Bevdlkerungsgruppe in der Raumordnungsregion Oldenburg in Niedersachsen
eine Zunahme von 10 % fir diese Altersklasse prognostiziert. Hinsichtlich der Alters-
gruppe Uber 60 Jahre liegt West-Mecklenburg an der Spitze: Fir den betrachteten Zeit-
raum wird annghernd eine Verdoppelung der Bevolkerungszahl in dieser Altersklasse
erwartet. Hingegen wird die Bevolkerung Bremens sehr viel langsamer altern und die
Grole der Bevolkerungsklasse Uber 60 Jahre bleibt bis zum Jahr 2020 nahezu unverén-
dert.
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Die angefuhrten Beispiele fur extreme Verénderungen hinsichtlich des Bevolkerungsum-
fangs zeigen, dass die raumliche Struktur der zukinftigen Bevolkerungsveranderung
nicht allein durch einen Ost-West-Gegensatz gekennzeichnet ist (vgl. Abbildung 6).
Zwar befinden sich die Regionen mit einer aul3erst ungunstigen Bevolkerungsentwick-
lung vorwiegend in den ostdeutschen Bundeslandern, aber es gibt im Nordosten auch ei-
ne Reihe von Gebieten, die bis 2020 noch mit zum Tell deutlich steigenden Einwohner-
zahlen rechnen kénnen. Ebenso sind im Nordwesten gleichermal3en Gebiete zu finden,
die dramatische Bevolkerungsverluste oder ein nicht unerhebliches Wachstum realisie-
ren durften. Hinsichtlich der Alterung werden hingegen die extrem hohen Werte, die fur
einige ostdeutsche Raumordnungsregionen zu finden sind, im Westen nicht erreicht.

Insgesamt ist ein deutliches Ost-West-Muster im Hinblick auf die demographische Ent-
wicklung innerhalb unterschiedlicher Siedlungstypen zu erkennen. Weil die Suburbani-
sierung den Ergebnissen der Prognosen zufolge auch zukinftig eine zentrale Tendenz
der Bevolkerungsentwicklung in Norddeutschland darstellt, kénnen viele Regionen im
Umland der Stadte bis 2020 noch mit teilweise erheblich steigenden Einwohnerzahlen
rechnen. Vor allem die Suburbanisierungsgurtel um Wismar, Schwerin, Rostock, Halle
und im Stden Hamburgs durften teilweise ein Wachstum von mehr als 20 % zwischen
2000 und 2020 erzielen. Die anhaltende Stadt-L and-Wanderung wird aber nicht in alen
Kernstadten Norddeutschlands zu Einbriichen der Einwohnerzahlen fihren. Im Zeitraum
bis 2020 kénnen bestimmte Stadte - wie Hamburg - die negative naturliche Bevolke-
rungsentwicklung und Abwanderungen ins Umland noch in gewissem Mal3e durch tber-
regionale und internationale Zuwanderung entgegenwirken. Allerdings ist in fast allen
kreisfreien Stédten Norddeutschlands schon bis 2020 mit mehr oder weniger ausgeprég-
ten Schrumpfungsprozessen zu rechnen.

Die Entwicklung der landlichen Regionen im Norden des Bundesgebietes wird vermut-
lich sehr unterschiedlich verlaufen. Auf der einen Seite kénnen landliche Gebiete im
Umland der Ballungszentren von der Suburbanisierung profitieren. Eine gunstige Ent-
wicklung wird ebenfalls fur den landlichen Raum im westlichen Niedersachsen erwartet.
Auf der anderen Seite gibt es alerdings auch landlich periphere Regionen, vor allem im
ostlichen Teill Mecklenburg-Vorpommerns, die erhebliche BevdlkerungseinbufRen hin-
nehmen missen. Zudem wird sich in diesen Gebieten auch die Altersstruktur sehr un-
gunstig entwickeln, weil Uberwiegend die jingeren Bevolkerungsschichten im erwerbs-
fahigen Alter diese Regionen mit abnehmender Bevdlkerung verlassen.
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3 OKONOMISCHE KONSEQUENZEN

Die demographische Zukunft stellt die Bundesrepublik Deutschland und ihre Regionen
nach einer langen Phase nahezu ungebrochenen Bevolkerungswachstums vor eine neue
Situation. Die absehbaren demographischen Veranderungen betreffen ale Gesellschafts-
bereiche. Vielfach wird argumentiert, dass sich die altersstrukturellen Veranderungen
negativ auf das Wachstum einer Okonomie auswirken kénnten, denn zwischen demo-
graphischer und wirtschaftlicher Entwicklung bestehen unzéhlige Interdependenzen.® Im
Folgenden werden einige 6konomische Problembereiche der Bevdlkerungsveranderun-
gen herausgegriffen, die aus regionaler Perspektive besonders bedeutsam sind und fir
die Entwicklung der Standortbedingungen in Norddeutschland eine wesentliche Rolle
spielen werden. Diese Bereiche sind: der Arbeitsmarkt, die offentliche Infrastrukturaus-
stattung, der Wohnungsmarkt und die 6ffentlichen Haushalte.

31 Arbeitsmarkt

Bis zum Jahr 2020 wird das Angebot an Arbeitskréften zuriickgehen, das Durchschnitts-
ater der Erwerbsbevolkerung wird deutlich steigen und das Angebot an relativ jungen
Arbeitskraften, die nach dem neuesten Stand des Wissens ausgebildet wurden und auf
den Arbeitsmarkt treten, wird abnehmen.

Ein Indikator fur die Alterung der Erwerbsbevilkerung ist ihre Entwicklung nach Al-
tersklassen. Die Anzahl der Erwerbspersonen unter 30 Jahren wird in Norddeutschland
entsprechend der BBR-Prognose bis zum Jahr 2020 um 8 % zurtickgehen, wéhrend der
Umfang dieser Bevolkerungsgruppe in Deutschland insgesamt um etwa 3,8 % abnehmen
wird (vgl. Tabelle 2).

9 Vdgl. Gromling (2004), S. 81 ff.
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Tabelle2:  Entwicklung der Erwerbspersonen® nach Altersgruppen, 2000 und

2020, in 1000
) Bisunter 30 30 bisunter 45 45 und alter
Region
2000 2020 % 2000 2020 % 2000 2020 %
Bremen 65,2 62,7 -38 1339 | 1004 -25,0 112,2 | 1182 +54
Hamburg 188,3 | 187,6 -04 391,1 | 3374 -13,7 294 3648 | +24,1
Mecklenburg-
Vorpommern 235,1 151 -35,8 420,6 304,4 -27,6 319,7 348,4 +9,0

Niedersachsen 819,7 | 8505 +3,8 | 16615 | 1323 -20,4 | 127555 | 16412 | +28,7
Sachsen-Anhalt 3221 220 -31,7 590,1 | 4338 -26,5 4879 | 4759 -25

Schleswig-

Holstein 286 290,1 +1,4 5851 | 452,1 -22,7 4957 | 6238 | +258
Norddeutschland | 1916,4 | 1761,9 -8,1 3782,3 | 2951,1 | -22,0 2985 | 3572,3 | +19,7
Deutschland 8948,1 | 8606,1 -3,8 [ 17854,7| 14478,0( -18,9 |13895,7|169715| +22,1

a Erwerbstétige und Erwerbslose
Quelle:  BBR (2004), Raumordnungsprognose ROP; eigene Berechnungen

Betrachtet man die Entwicklung der Erwerbspersonenzahlen der unter 30-Jahrigen fur
die einzelnen norddeutschen Bundeslander, so ist zu erkennen, dass diese vor alem in
den norddeutschen Bundeslandern im Osten Deutschlands, aus denen die Abwanderung
relativ junger Bevolkerungsmitglieder besonders stark ausgepragt ist, deutlich sinken
wird (Mecklenburg-Vorpommern -35,8 %, Sachsen-Anhalt -31,7 %). In Schleswig-
Holstein und in Niedersachsen ist hingegen eine Zunahme der Zahl der Erwerbspersonen
unter 30 Jahre zu erwarten, wahrend der Umfang dieser Arbeitsmarktgruppe in Hamburg
bis 2020 leicht zurtickgeht.

Wahrend der Riuckgang der Erwerbspersonen insgesamt im Bundesdurchschnitt noch
relativ verhalten ist, wird sich die Zahl der 30 bis unter 45-jahrigen Erwerbspersonen bis
2020 in Deutschland immens reduzieren. Der Rickgang des Umfangs dieser Bevolke-
rungsgruppe wird mit 22 % in Norddeutschland noch um 3 Prozentpunkte stérker sein
als im Bundesdurchschnitt, wobei fir Hamburg ein unterdurchschnittlich starker Rick-
gang der Erwerbspersonen im Alter von 30 bis 45 Jahren erwartet wird (-13,7 %). Das
Arbeitsangebot der 30 bis 45-jahrigen Bevolkerungsmitglieder wird in Hamburg bis
2020 weiterhin durch Zuwanderung beeinflusst werden. Die Erwerbspersonenzahlen in
dieser Bevolkerungsgruppe werden in den anderen norddeutschen Bundesléndern deut-
lich schneller zuriickgehen als im Bundesdurchschnitt.
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In der Gruppe ab 45 Jahre steigt das Arbeitsangebot in Norddeutschland im Vergleich
zum Bundesdurchschnitt unterdurchschnittlich, insbesondere aufgrund des relativ gerin-
gen Wachstums dieser Erwerbspersonengruppe in Bremen und Mecklenburg-
Vorpommern. In Sachsen-Anhalt verliert dieses Bevolkerungsteil sogar an Umfang
(-2,5%). Weil aus diesen Bundeslandern in dem letzten Jahrzehnt relativ viele Erwerb-
spersonen aus niedrigeren Altersklassen abgewandert sind, entwickelt sich die Zahl der
erwerbsfahigen Bevolkerungsmitglieder Uber 45 Jahre in einem Teil der norddeutschen
Bundeslénder rucklaufig.

Neben der Entwicklung der absoluten Zahl innerhalb der Besetzung der einzelnen Al-
tersklassen der erwerbsfahigen Bevdlkerung ist es fur die Analyse 6konomischer Aus-
wirkungen demographischer Veranderungen relevant, wie sich die Anteile relativ junger
und relativ alter Bevolkerungsmitglieder an der Erwerbsbevolkerung entwickeln werden.
Die zukunftige relative Bedeutung einzelner Gruppe innerhalb der Erwerbsbevdlkerung
zeigt an, wie sich das zahlenmaliige Verhdltnis von relativ neu ausgebildeten Arbeits-
kraften zu Arbeitskraften mit langjahriger Berufserfahrung zukiinftig darstellen wird. In
Norddeutschland wird sich die Gruppe der Uber 45-jahrigen Erwerbspersonen stark ver-
grofdern, wahrend der Anteil der unter 29-jahrigen fast konstant bleibt. Dies entspricht in
etwa dem gesamtdeutschen Trend. Innerhalb der norddeutschen Bundeslénder gibt es je-
doch gewisse Unterschiede in der Entwicklung dieses Verhéltnisses. Besonders stark
verschiebt es sich in Mecklenburg Vorpommern zugunsten der Gruppe Uber 45 Jahre,
wahrend der Anteil der unter 29-Jahrigen im Jahr 2020 nur noch ca. 18 % ausmachen
wird (2000: 24,1 %). Die Gruppe der Uber 45-Jéhrigen wird im betrachteten Zeitraum
hingegen mit mehr as 10% so stark wie in keinem anderen norddeutschen Bundesland
steigen (von 32,8 % in 2000 auf 43,3 % in 2020). In einigen der betrachteten Bundeslén-
dern wird der Anteil der Erwerbspersonen unter 29 Jahren sogar ansteigen (Bremen: von
21 % auf 22,3 %; Niedersachsen: von 21,8 % auf 22,3 %; Schleswig-Holstein: von
20,9 % auf 21,2 %). Diese Entwicklung weicht vom nord- sowie vom gesamtdeutschen
Trend ab (vgl. Abbildung 7).
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Abbildung 7: Altersstruktur der Erwerbspersonen® in Norddeutschland, 2000 und

2020
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Quelle: BBR (2004), Raumordnungsprognose ROP; eigene Berechnungen

Allein aus der Tatsache, dass zukinftig mehr Personen aus dem Erwerbsleben ausschei-
den as neu eintreten werden, kann allerdings nicht per se geschlossen werden, dass die
Arbeitsosigkeit in Norddeutschland im Zuge der demographischen Veradnderungen zu-
riickgehen wird. Denn es besteht kein systematischer Zusammenhang zwischen der Gro-
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Re einer Volkswirtschaft und der herrschenden Arbeitslosenquote.l0 Generell ist der
Einfluss demographischer Veranderungen auf das Arbeitsmarktgleichgewicht schwer
prognostizierbar.11 Engpésse auf den Arbeitsmarkten und ein Riickgang der Arbeitso-
sigkeit kdnnen auftreten, wenn der Rickgang des Arbeitskrafteangebotes nicht auf eine
strukturell entsprechende riickl&ufige Nachfrage nach Arbeitskréften trifft. Der demo-
graphische Wandel dirfte allerdings kaum zu einem Ruckgang der Arbeitslosigkeit in-
nerhalb von Problemgruppen, wie die der Langzeitarbeitslosen und der niedrigqualifi-
zierten Arbeitskréfte, fuhren.

Es gibt Argumente dafiir, dass dem demographisch bedingten Riickgang des Arbeitsan-
gebotes eine sinkende Nachfrage nach Arbeitskréften gegentiber stehen konnte. Ein
dampfender Effekt auf die Arbeitnachfrage konnte beispielsweise daraus resultieren,
dass die inlandische Nachfrage nach Gutern und Dienstleistungen abnimmt, wenn die
Bevdlkerung zurlickgeht. Und aufgrund der zunehmenden Finanzierungsprobleme der
sozialen Sicherungssysteme konnte die Abgabenbelastung des Faktors Arbeit ansteigen,
was tendenziell die Arbeitslosigkeit erhthen konnte. Auch ein altersbedingter Riickgang
der Risikobereitschaft und der sektoral beruflichen und regionalen Mobilitét der Erwerb-
spersonen konnte sich nachteilig auf die wirtschaftliche Dynamik, die Fahigkeit zum
wirtschaftlichen Strukturwandel und die Nachfrage nach Arbeitskraften auswirken.12
Weére dies der Fall, dann konnte auch Mismatch-Arbeitslosigkeit zunehmen, d.h. Ar-
beitsangebot und Nachfrage entsprechen einander nicht hinsichtlich der Qualifikationen
oder der regionalen Verteilung.

Relevant fur die Entwicklung der Arbeitsnachfrage ist zudem der Zusammenhang zwi-
schen Produktivitat und der Altersstruktur der Erwerbstétigen. Es gibt die Einschétzung,
dass die Produktivitét eher sinkt, wenn Menschen altern. Als Begrundung hierfir wird
angefuhrt, dass die Kenntnisse und Féhigkeiten der dlteren Erwerbsbevdlkerung haufig
nicht den sich standig wandelnden Berufsanforderungen entsprechen.13 Zudem duirfte
mit einer geringeren Zahl jungerer Arbeitnehmer die Rate der Wissensakkumulation ab-
nehmen, wodurch das Produktivitdtswachstum verlangsamt wirde. Wenn die Arbeits-
produktivitét im Zuge des demographischen Wandels sinkt, dann verschérft dies die Ge-
fahr eines Arbeitskréftemangels in Norddeutschland. Theoretisch kann einer sinkenden

10 Vgl. Seinmann et al. (2002).
11 Vgl. Schéfer/Seyda (2004).
12 Vgl. Biittner (2004), S. 2.
13 Vgl. Graf (2003), S. 24.
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Produktivitét durch arbeitssparenden technischen Fortschritt entgegen gewirkt werden.
Denn wenn die Ausstattung der Arbeitskréafte mit Kapital im Zuge des technischen Fort-
schritts zukunftig steigt, dann nimmt der Bedarf an Arbeitskraften tendenziell ab. Aller-
dings wird der Einfluss einer sinkenden Bevdlkerungszahl auf die Rate des technischen
Fortschritts in der Literatur nicht als eindeutig betrachtet. Im Hinblick auf mogliche Ar-
beitsmarktprobleme im Zusammenhang mit demographischen Veranderungen ist ferner
bedeutsam, dass divergierende Bevdlkerungsveranderungen regionale Unterschiede in
der wirtschaftlichen Dynamik sowie der Entwicklung der Arbeitsnachfrage und der Ar-
beitsl osenquoten zwischen Regionen bedingen werden.**

Zusammenfassend 18sst sich sagen, dass die demographischen Entwicklungstrends in der
mittleren und langen Frist ein bedeutsames Wachstumshemmnis fur den Wirtschafts-
standort Norddeutschland darstellen kénnten. Denkbar ist, dass sowohl ein genereller
Arbeitskréftemangel as auch Ungleichgewichte in bestimmten Segmenten des Arbeits-
marktes entstehen kdnnten. Auch wenn es gegenwaértig angesichts der relativ hohen Ar-
beitslosigkeit in Norddeutschland nur schwer vorstellbar ist, so wird der Riickgang der
erwerbsfahigen Bevolkerung — der bereits im betrachteten Zeitraum bis 2020 mit anng
hernd 6,5 % immens sein wird — aller Wahrscheinlichkeit nach einen negativen Einfluss
auf das Arbeitsangebot und die Produktionsbedingungen in den norddeutschen Bundes-
landern nehmen. Zwar gelangen Studien fur die Bundesrepublik Deutschland zu dem
Ergebnis, dass der Riickgang des Erwerbspersonenpotentials bis 2020 das gesamtwirt-
schaftliche Produktionspotential in Deutschland nicht reduzieren wird.1> In bestimmten
Segmenten des Arbeitsmarktes, insbesondere bel den Hochqualifizierten, kann jedoch
schon in naher Zukunft ein Arbeitskréftemangel erwartet werden, der auch von der Alte-
rung der Erwerbsbevolkerung beeinflusst wird. Es ist davon auszugehen, dass sich Eng-
passe auf der Angebotsseite des Arbeitsmarktes nach 2020, im Zuge des sich beschleu-
nigenden Riickgangs der Erwerbsbevolkerung, verscharfen werden.

3.2  Nachfrageund Angebot offentlicher Infrastruktur

Im Zuge des demographischen Wandels werden sich die Inanspruchnahme 6ffentlicher
Infrastruktur insgesamt und die Nachfragestruktur in diesem Bereich verandern. Wéh-
rend jungere Bevolkerungsgruppen einen hohen Bedarf an offentlichen Ausbildungs-

14 Vqgl. Bittner (2004), S. 2.
15 Vqgl. Eitenmiller et al. (2002).
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und Erziehungseinrichtungen haben, benttigen dltere Bevolkerungsgruppen eine relativ
hohe Ausstattung mit Gesundheits-, Pflege- und Sozialeinrichtungen. Die Veranderun-
gen der Altersstruktur werden zu ausgepragten Schwankungen beim altersspezifischen
Infrastrukturbedarf fiihren, die langfristige Infrastrukturplanungen erschweren.16 Dies
trifft im starken Mal3e auf den Bildungsbereich in Norddeutschland zu, wo starke Fluk-
tuationen der Schilerzahlen und im Auslastungsgrad der Schulen die effiziente Breit-
stellung von Bildungsinfrastruktur zusétzlich zum langfristigen Riickgang der Schiler-
zahlen erschweren (vgl. Abbildung 8 und 9). Die Zahl der Schuler in den norddeutschen
Bundesléandern wird zwischen 2000 und 2020 um 22 % abnehmen. Der Rickgang im
Primarbereich (1. bis 4. Schuljahr) wird dabei mit etwa 17 % weniger stark ausfallen as
die Abnahme im Sekundarbereich (hier Sekundarbereich I: 4. bis 10. Schuljahr), die
voraussi chtlich annghernd 25 % betragen wird.

Abbildung 8: Entwicklung der Schiiler zahlen, 2000-2020 (2000=100)

110
100 ~
NS
~. _ -\-% - — — -
> ~ T~
90 - Iy T~
80 - T —
70 T T T T T T T T T
2000 2002 2004 2006 2008 2010 2012 2014 2016 2018 2020
— - - —Primarbereich Norddeutschland - ----- Sekundarbereich | Norddeutschland
— — — Norddeutschland —— Deutschland

Quélle: Kultusministerkonferenz (2002); eigene Berechnungen

Zwischen den norddeutschen Bundesléandern sind betréchtliche Unterschiede in der
Entwicklung der Schilerzahlen zu beobachten. Abbildung 9 zeigt exemplarisch fir den
Primarbereich, dass nach einem Ruckgang der Schulerzahlen zwischen 2000 und 2010
in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt im Zeitraum von 2010 bis 2020 die
Schilerzahlen wieder ansteigen. Dies ist jedoch kein Hinweis auf eine grundsétzliche
demographische Trendwende in diesen Bundeslandern. Vielmehr spiegelt sich hierin der
ausgepragte Einbruch der Geburtenrate in Ostdeutschland zu Beginn der 90er Jahre wi-

16 Vgl. Kocks (2003).
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der, der dazu beitragt, dass Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt zwischen
2004 und 2009 einen Tiefpunkt der Schilerzahlen im Primar- bzw. Sekundarbereich er-
reichen werden. Zwischen 2010 und 2020 werden die Schillerzahlen in diesen Regionen
wieder ansteigen aufgrund der Zunahme der Geburten in Ostdeutschland gegen Ende der
90er Jahre. Zudem erreichen geburtenstarke Jahrgange der ehemaligen DDR das Elter-
nalter und tragen zum Anstieg der Kinder- und Schillerzahlen bei. Diese expansive Ent-
wicklung ist aber nur vortbergehender Natur. Nach 2020 werden die Schilerzahlen im
Nordosten des Bundesgebietes wieder deutlich abnehmen.

Abbildung 9: Veranderung der Schuilerzahl im Primar bereich, 2000-2020°
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In alen Bundeslandern im Nordwesten kann hingegen im Primarbereich bis 2020 eine
kontinuierliche Abnahme der Schillerzahlen erwartet werden. Im Bereich der weiterfiih-
renden Schulen stellt sich die Entwicklung etwas differenzierter dar. Zwischen 2000 und
2010 fallt der Ruckgang der Schiler und Schilerinnen im Sekundarbereich in Bremen
und Niedersachsen moderat aus, fur Hamburg und Schleswig-Holstein werden sogar
Zuwéchse von mehr als 2 % prognostiziert. Ab 2010 ergeben sich aber wie im Primarbe-
reich erhebliche Einbriiche der Schiilerzahlen zwischen —12 % in Bremen und anndhernd
—20 % in Schleswig-Holstein.17

Aufgrund des starken Riickgangs der Schillerzahlen werden sich bereits bis 2020 erheb-
liche Probleme ergeben, alle Schulstandorte in Norddeutschland zu erhalten. Insbeson-

17 Vgl. Kultusministerkonferenz (2002), eigene Berechnungen.
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dere in ohnehin schon diinn besiedelten, |andlichen Regionen kdnnen die minimal erfor-
derlichen Kinderzahlen unterschritten werden. Die fur den Bereich der allgemeinbilden-
den Schulen relevanten Entwicklungstendenzen werden mit einer gewissen Verzogerung
auch Konsequenzen fur die weiterfihrenden Bildungseinrichtungen im norddeutschen
Raum haben.

Insgesamt werden die Anpassungserfordernisse im Bereich der Infrastruktur in Nord-
deutschland aufgrund ausgepréagter raumlicher Entwicklungsunterschiede duf3erst diffe-
renziert ausfallen. Es gibt sowohl Regionen mit einer deutlich wachsenden Nachfrage
nach offentlichen Leistungen als auch Regionen, deren Bedarf an offentlichen Leistun-
gen aufgrund sinkender Bevolkerungszahlen erheblich zuriickgehen durfte (vgl. Abbil-
dung 6). Hinsichtlich des regionalen Ausgleichs von Angebot und Nachfrage nach Infra-
strukturleistungen besteht somit die Gefahr einer ungleichgewichtigen Entwicklung.
Umfangreichen Infrastrukturangeboten in den Kernstadten stehen zumeist Bevdlke-
rungsverluste gegenuiber, wahrend Regionen im Umland der grof3en Agglomerations-
zentren - mit einer im Mittel geringeren Ausstattung mit 6ffentlichen Einrichtungen als
in den Kernstéadten - zum Teil starke Bevolkerungszuwéachse aufweisen werden.

Das Unterschreiten kritischer Bevolkerungsgrofen kann zur vollsténdigen Einstellung
des Infrastrukturangebotes in bestimmten Bereichen flhren, insbesondere in den dinn
besiedelten, landlichen Regionen in Norddeutschland. Fur soziale und kulturelle Infra-
strukturen, den offentlichen Personennahverkehr sowie die Ver- und Entsorgungsinfra-
struktur, aber auch fur den Handel und private Dienstleistungsangebote, ergeben sich
Tragféhigkeitsprobleme in Regionen mit starken Bevolkerungsverlusten. Bei sinkender
Bevolkerungsdichte sind Netzinfrastrukturen zunehmend auf eine rédumliche Konzentra-
tion der Nachfrager um die entsprechenden Anlagen bzw. um Leitungstrassen angewie-
sen, um so den durch den Bevolkerungsriickgang bedingten Kostenanstieg pro zu ver-
sorgende Einheit zu begrenzen. Weiterhin konnen durch den demographischen Wandel
bestimmte Infrastrukturangebote entwertet werden, so dass eine Aufgabe oder ander-
weitige Nutzung der Kapazitéten erforderlich wird, wahrend gleichzeitig die Nachfrage
nach anderen Angeboten steigt.
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3.3  Wohnungsmarkt

Der demographische Wandel hat auch weitreichende Implikationen fir die Entwicklung
der Wohnungsmérkte. Veranderungen der Haushaltszahlen und der Altersstruktur wer-
den sich nachhaltig auf die quantitative und qualitative Wohnungsnachfrage auswirken -
mit Konsegquenzen fr das Wohnungsangebot und die Investitionsentscheidungen auf re-
gionalen Wohnungsmérkten. Signifikante quantitative Nachfrageeffekte auf den Woh-
nungsmaérkten dirften sich vielerorts erst in der mittleren bis langeren Frist einstellen. In
den vergangenen Jahrzehnten haben steigende Einkommen und sinkende Haushaltsgro-
3en zu einem deutlichen Anstieg der Wohnflachennachfrage pro Kopf gefihrt. Der Pro-
K opf-Wohnraumbedarf kann im Zuge des demographischen Wandels aufgrund der Be-
deutungszunahme kleiner Haushalte weiter steigen. Entsprechende Prognosen implizie-
ren, dass mit einem weiteren Anstieg der Wohnflache pro Kopf der Bevdlkerung zu
rechnen ist.18 Der eintretende Bevdlkerungsriickgang diirfte mittelfristig noch nicht mit
einem generellen Nachfrageriickgang auf den Wohnungsmérkten einher gehen, weil
steigende Haushaltszahlen und zunehmender Wohnraumbedarf pro Kopf in den kom-
menden Jahren den Effekt des Bevolkerungsriickgangs kompensieren durften. Eine Pola-
risierung zwischen wachsenden und schrumpfenden Regionen wird allerdings auch die
Entwicklung der Haushaltszahlen kennzeichnen.19

Einfluss auf die Nachfrageseite des Wohnungsmarktes nehmen vor allem Veranderun-
gen der Haushaltszahlen und der Grofe der Haushalte. Das Bundesamt fir Bauwesen
und Raumordnung (2004) geht in seiner Raumordnungsprognose davon aus, dass insge-
samt die Zahl der Haushalte zwischen 2000 und 2020 um 2,6 % steigen wird (vgl. Ab-
bildung 10). Dieser Zuwachs ist auf den Rickgang der durchschnittlichen Haushaltsgro-
[3e zurckzufthren, welcher dem Riickgang der Haushaltszahlen aufgrund sinkender Be-
volkerungszahlen entgegen wirkt. Den Prognoseergebnissen zufolge wird die Zahl der
Ein- und Zwei-Personen-Haushalte bis 2020 in Deutschland um rund 5 % bzw. sogar
mehr al's 10 % zunehmen. Im Gegensatz dazu wird sich die Zahl der grof3eren Haushalte
deutlich reduzieren (vgl. Tabelle 3). Norddeutschland falt mit einem Wachstum der
Haushaltszahlen von lediglich 0,6 % hinter der durchschnittlichen Entwicklung im Bun-
desgebiet zuriick. Auch die Verénderung in den einzelnen Bundesléndern im norddeut-
schen Raum ist durch erhebliche Unterschiede gekennzeichnet. Besonders Bremen hebt
sich mit einem Rlckgang der Haushaltszahl um 8,9 % negativ von den anderen nord-

18 Vgl. Bundesamt fir Bauwesen und Raumordnung/Institut fir 6kol ogi sche Raumentwicklung (2000).
19 Vdl. Bucher/Schiémer (2003) und Waltersbacher (2004).

28



deutschen Regionen ab. Aber auch fir Sachsen-Anhalt wird mit —4 % eine recht deutli-
che Abnahme erwartet. Impulse fur die Wohnungsnachfrage durften demgegeniber vor
allem in Niedersachsen von der Entwicklung der Haushaltszahlen ausgehen — fir dieses
Bundesland wird zwischen 2000 und 2020 ein Wachstum von annghernd 3 % prognosti-

zZiert.

Abbildung 10: Entwicklung der Haushaltszahlen, 2000-2020
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Quelle: BBR (2004), Raumordnungsprognose ROP; eigene Berechnungen

Tabelle3:  Entwicklung der Haushaltszahlen nach Haushaltsgr 63en, 2000-2020,
in %
Region 1-Personen- | 2- Personen- | 3- Personen- | 4- Personen- | 5und mehr-
Haushalte Haushalte Haushalte Haushalte Per sonen-
Haushalte
Schleswig-Holstein 19 9,4 -4,9 -11,5 -8,7
Hamburg -3,5 2,3 -1,9 -2,2 -6,4
Niedersachsen 4,6 111 -4,6 -11,9 -10,5
Bremen -8,2 -5,3 -13,1 -134 -29,5
Mecklenburg-
Vorpommern 6,2 16,1 -14,9 -23,2 -19,2
Sachsen-Anhalt 2,2 53 -21,2 -23,1 -15,6
Norddeutschland 2,2 8,8 -89 -14.1 -11,7
Deutschland 5,2 10,7 -6,5 -12,6 -10,3

Quelle: BBR (2004), Raumordnungsprognose ROP; eigene Berechnungen

Das geringe Wachstum der Haushaltszahlen in Norddeutschland basiert sowohl auf ei-
nem Uberdurchschnittlichen Rickgang im Bereich grofRerer Haushalte als auch auf der
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nur moderaten Expansion bei den kleineren Haushaltstypen. Die Zahl der Haushalte mit
drei und mehr Mitgliedern nimmt in Norddeutschland durchweg stéarker ab als in
Deutschland insgesamt. Zudem bleiben die Zuwéachse bei den Ein- und Zwel-Personen-
Haushalte im Norden hinter der durchschnittlichen Entwicklung in Deutschland zurtick.
Hervorzuheben ist auch bei der Prognose nach Haushaltsgrofdenklassen die Entwicklung
in Bremen, fUr dasin allen Grofienklassen Schrumpfungsprozesse erwartet werden.

Die zwischen den Haushaltshaltsgréi3enklassen bestehenden Entwicklungsunterschiede
spiegeln sich in der erwarteten Veradnderung der durchschnittlichen Haushaltsgréfie wi-
der (vgl. Abbildung 11). Fir den Zeitraum bis 2020 wird ein weiterer Rickgang der
durchschnittlichen Haushaltsgrofie erwartet. Dieser Trend ist in fast alen norddeutschen
Bundesléndern zu beobachten. Lediglich fir Hamburg weist die Prognose des BBR eine
geringflgigere Zunahme der durchschnittlichen Haushaltsgrofie aus.

Abbildung 11: Durchschnittliche Haushaltsgr 63e, 2000 und 2020
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Quelle:  BBR (2004), Raumordnungsprognose ROP; eigene Berechnungen

Aufgrund der im Allgemeinen noch bis 2020 zunehmenden Haushaltszahlen ist nicht mit
einem grundsétzlichen Rickgang der Nachfrage nach Wohnraum in den kommenden 15
Jahren zu rechnen. Die weiterhin bestehende Tendenz zu kleineren Haushalten und der
Austritt geburtenstarker Jahrgénge aus der Familiengriindungsphase kdnnten zukiinftig
allerdings zu einer ricklaufigen Nachfrage nach grof3en Wohneinheiten und einer stei-
genden Nachfrage nach altengerechten Wohnungen fuhren. In diesem Zusammenhang
ist jedoch zu berticksichtigen, dass ein gréferes Gewicht kleinerer Haushalte nicht
zwangslaufig eine zunehmende Nachfrage nach kleinen Wohnungen nach sich zieht.
Altere Bevolkerungsgruppen, die wesentlich zur Zunahme der Zahl der kleinen Haus-
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halte beitragen, weisen eine vergleichsweise geringe Wohnungsmobilitét auf und bleiben
auch nach der Familienphase haufig in relativ groRen Wohneinheiten wohnen.20

Langfristig wird jedoch die Haushatsentwicklung im Hinblick auf die quantitative
Wohnraumnachfrage der abnehmenden Einwohnerzahl nicht entgegenwirken. Zudem
weist die Prognose der Haushaltszahlen darauf hin, dass es in den kommenden Jahren
sowohl Gebiete mit steigenden Haushaltszahlen geben wird wie auch Regionen, in de-
nen bereits bis 2020 die Anzahl der Haushalte deutlich abnimmt. Schleifnecker (2003)
erwartet, dass mit der Entspannung auf den Wohnungsmaérkten die Qualitétsanforderun-
gen der Nachfrager steigen. Der Nachfragertickgang und wachsende Qualitatsanspriiche
durften dazu fuhren, dass bestimmte Wohnungsbesténde zunehmend al's unattraktiv gel-
ten und nicht mehr nachgefragt werden. Eine resultierende raumliche Konzentration von
Leerstdnden in bestimmten Kommunen oder Stadtteilen kann die Tragfahigkeit von
Siedlungs- und Versorgungsstrukturen geféhrden und soziale Probleme in den betroffe-
nen Gebieten verschérfen. Vor alem in Geschossbausiediungen werden in den kom-
menden Jahren zunehmend auch in Westdeutschland Leerstande erwartet. Im Segment
der Einfamilienhduser konnte sich die ricklaufige Nachfrage dagegen in fallenden Prei-
sen niederschlagen, ohne dass es zu umfassenden L eerstanden kommt.21

Uber die konkreten Auswirkungen der demographischen Entwicklung auf das Potenzial
zur Wohneigentumsbildung bestehen unterschiedliche Einschatizungen. Bedeutsam ist in
diesem Zusammenhang, dass im Zuge des demographischen Wandels der Anteil grof3er
Mehrpersonenhaushalte, die im Vergleich zu kleinen Haushalten haufiger Wohneigen-
tum bilden, abnehmen wird. Zudem duirfte durch Zuwanderung der Anteil auslandischer
Haushalte steigen. Diese weisen ebenso wie Ein- und Zwei-Personen-Haushalte eine re-
lativ geringe Wohneigentumsguote auf. Von strukturellen Veranderungen der Haushalte
gehen mithin langfristig dampfende Effekte auf die Wohneigentumsbildung aus. Insge-
samt wird dennoch in einigen Analysen erwartet, dass sich die Nachfrage nach Wohnei-
gentum mittelfristig noch positiv und wesentlich dynamischer entwickelt as der Bedarf
an Mietwohnungen. Daraus resultiert auch, dass die Nachfrage nach Wohnraum in Ein-
familienhdusern bis 2015 stéarker wachsen wird als die nach Wohnungen in Geschoss-
bauten.22 Schieifnecker (2003) geht dagegen davon aus, dass die demographische Ent-
wicklung das Potenzial der Eigentumsbildung deutlich reduzieren wird.

20 Vdgl. Bucher, Schlémer (2003).
21 Vdgl. Réhl (2004).
22 Vgl. Waltersbacher (2004).
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Gegenwaértig sind Wohneigentumsquoten in landlichen Regionen und verstadterten
Raumen hoher asin den Kernstadten von Agglomerationen. Nach den Ergebnissen ei-
ner Wohnungsprognose bis zum Jahr 201523 werden sich diese Unterschiede noch ver-
tiefen, well erwartet wird, dass die Wohneigentumsquote in landlichen und verstédterten
Raumen etwas starker steigen wird as in Agglomerationsraumen. Im Umland der Ag-
glomerationszentren ist nach wie vor das Preisniveau niedriger und das Wohnraumange-
bot umfangreicher. Daher ist mit einer fortgesetzten Suburbanisierung der Bevolkerung
zu rechnen, wobei sich die Agglomerationsraume weiter in periphere Gebiete des Um-
lands ausbreiten werden, weil in den naheren Umlandregionen altere Haushalte Wohnei-
gentum besitzen. Schliefdlich ist in diesem Zusammenhang auch zu beriicksichtigen, dass
langfristig infolge vererbten Wohnei gentums vermehrt Bestandsimmobilien das Angebot
erhdhen. Der daraus madglicherweise resultierende Preisriickgang wird jedoch nicht
zwangslaufig die Eigentumsbildung von jiingeren Haushalten beguinstigen, wenn die an-
gebotenen Immobilien nicht den Praferenzen der Nachfrager entsprechen.24

Die regionalen Unterschiede in der Entwicklung der Bevélkerung und der Haushalts-
zahlen werden dazu fuhren, dass in Norddeutschland Polarisi erungstendenzen zwischen
weiter wachsenden Wohnungsmaérkten und stagnierenden bzw. schrumpfenden Méarkten
Zu beobachten sein werden. Auch die Veranderungen der Altersstruktur haben Auswir-
kungen auf die Nachfragedynamik, weil ein enger Zusammenhang zwischen der Le-
bensphase und Nachfragemustern auf dem Wohnungsmarkt besteht. Eine aktive Rolle
auf dem Wohnungsmarkt spielen vorwiegend die Einwohner zwischen 20 und 45 Jahren.
Grundsétzlich wechseln junge Menschen haufiger ihren Wohnsitz als dltere, auch infol-
ge von Haushalts- und Familiengrindungen. Vor alem in , schrumpfenden® Regionen
mit stark ausgepragten Alterungsprozessen ist demzufolge eine nachlassende Nachfra-
gedynamik zu erwarten.

Fur die Entwicklung der Immobilienwerte und den Anreiz, in den Neubau oder die Mo-
dernisierung von Wohnraum zu investieren, ist die Differenzierung zwischen dynami-
schen und ,, schrumpfenden” Wohnungsmérkten ebenfalls von hochster Relevanz. In Ge-
bieten mit guten Lagen und noch zunehmenden Einwohner- und Haushaltszahlen kén-
nen auch zukunftig hohe Renditen erzielt werden. In Regionen, fur die in den kommen-
den Jahren erhebliche Bevdlkerungsverluste prognostiziert werden, dirfte der Anreiz, in
Immobilien zu investieren, dagegen dramatisch sinken. Wohnungsmérkte in ,, schrump-
fenden* Regionen kénnen allerdings eine segmentierte Entwicklung aufweisen, weil der

23 Vgl. Bundesamt fir Bauwesen und Raumordnung/Institut fir kol ogische Raumentwicklung (2000).
24 Vgl. Waltersbacher (2004).
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Neubau von Ein- und Zweifamilienhdusern durch hohe Leerstdnde in Geschossbauten
begleitet sein kann. Ungunstiger ist die Prognose, wenn wachsende L eerstande und feh-
lende Investitionen in die Erhaltung der Besténde in einen sozialen Niedergang munden,
der aufgrund einer dadurch forcierten Abwanderung den ,, Entleerungsprozess* noch be-
schleunigt. Sehr gegensétzliche Entwicklungen einzelner Stadtteile sind auch gegenwaér-
tig schon in den Kernstadten festzustellen. Das Nebeneinander von dynamischen Lagen
und Problemquartieren kénnte sich in Zukunft noch verstéarken.

3.4  Offentliche Haushalte

Die demographischen Verénderungen beeinflussen die Einnahmen- und Ausgabenseite
der Haushalte der Bundeslander und Kommunen tber zahlreiche Kandle. Die offentli-
chen Einnahmen werden neben der Einwohnerzahl wesentlich durch den Umfang wirt-
schaftlicher Aktivitédten und die Abgabenqguote bestimmt. Bei der Betrachtung der Ein-
nahmenentwicklung beschranken wir uns im Folgenden weitgehend auf die Entwicklung
des Steueraufkommens, das rund 80 % des gesamten Einnahmenvolumens der Gebiets-
korperschaften ausmacht. Insgesamt verringert sich durch den demographischen Wandel
der wachstumsbedingte Anstieg des Steueraufkommens. Dabei erweist sich die Ent-
wicklung der Einnahmen aus Konsumbesteuerung als stabiler, verglichen mit einkom-
mensbezogenen Steuern, da der Konsum gleichmaldiger auf ale Lebensabschnitte ver-
teilt ist as das Arbeitseinkommen. Veranderungen der Alterstruktur wirken sich daher
auf die Umsatzsteuer weniger stark aus als auf die direkten Steuern. Die EinfUhrung der
Rentenbesteuerung schwécht diese Unterschiede etwas ab. Auch unternehmensbezogene
Steuern sind in relativ geringem Male vom demographischen Wandel betroffen.2> Of-
fentliche Einnahmen aus Gebuihren oder Nutzungsentgelten diirften sich dagegen bei ei-
ner abnehmenden Einwohnerzahl reduzieren.

Fur Lander und Kommunen sind im Hinblick auf die zukinftige Entwicklung ihrer Ein-
nahmen vor allem die Zuweisungen im Landerfinanzausgleich und im kommunalen Fi-
nanzausgleich sowie die Anteile am Einkommenssteuer- und Umsatzsteueraufkommen
relevant. FUr die Kommunen spielen dariiber hinaus noch Gebihreneinnahmen und die
Gewerbesteuer eine gewichtige Rolle. Die verschiedenen Zuweisungen aus den Steuer-
aufkommen und im Rahmen des Finanzausgleichs werden vorwiegend anhand der Ein-
wohnerzahlen ermittelt. Regionen mit Uberdurchschnittlichem Bevdlkerungsriickgang

25 Vgl. Brigelmann (2004).
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werden daher in diesen Bereichen stérkere Einnahmenverluste verkraften missen als
Gebiete mit nur moderaten Bevolkerungsverlusten. Die Gebietskorperschaften mit
wachsenden Einwohnerzahlen kdnnen demgegentiber steigende Einnahmen erwarten.
Aufgrund ihrer schwachen Bevolkerungsentwicklung missen insbesondere Kommunen
im Nordosten und die ohnehin schon finanzschwachen Lander Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen-Anhalt mit einer weiteren Verschlechterung ihrer Haushalts-
situation rechnen.26 Insofern konnten sich die regionalen Disparitaten in Norddeutsch-
land hinsichtlich der Situation der 6ffentlichen Haushalte vertiefen.

Vom demographischen Wandel gehen gegensétzliche Effekte auf die Ausgaben der Ge-
bietskorperschaften aus. Auf der einen Seite werden im Bereich der Offentlichen Lei-
stungen, die in erster Linie von @teren Menschen nachgefragt werden, Mehrausgaben
entstehen. Anpassungen bestehender Infrastrukturkapazitdten an eine niedrigere Nutzer-
zahl konnen zudem Investitionen erfordern. Auf der anderen Seite kdnnen die Gebiets-
korperschaften aufgrund rickléufiger Nachfrage in anderen 6ffentlichen Bereichen, bei-
spielsweise aufgrund abnehmender Schilerzahlen in bestimmten Bereichen des Bil-
dungssektors, Ausgaben reduzieren.

Insgesamt sind die Auswirkungen des demographischen Wandels auf die Kosten der Be-
reitstellung Gffentlicher Guter nicht eindeutig zu bestimmen.2? Auf der regionalen Ebene
konnen sich weitgehend konstante, steigende wie auch abnehmende Ausgaben einstel-
len. Esist zu erwarten, dass sich im Zuge einer abnehmenden Nachfrage nach bestimm-
ten offentlichen Leistungen Ausgabenreduzierungen in den offentlichen Haushalten rea-
liseren lassen. Allerdings kann nicht davon ausgegangen werden, dass das Einsparpo-
tenzial sich proportional zur Schuler- oder Einwohnerzahl entwickelt. Die Bereitstellung
vieler offentlicher Guter ist durch hohe Fixkosten und Unteilbarkeiten gekennzeichnet.
Unter dieser Voraussetzung féllt ein Ausgabenriickgang gegentber der Bevdlkerungsab-
nahme unterproportional aus. Im Bildungsbereich dirften dartiber hinaus die Pro-Kopf-
Ausgaben aufgrund des Trends zu hochwertigen Bildungsabschltissen steigen.

Zudem durften sich Ausgabeneinsparungen gegentiber den Einnahmeminderungen erst
mit einer gewissen zeitlichen Verzdgerung einstellen. Eine Untersuchung von Baum und
Seitz (2003) zeigt, dass die absoluten Bildungsausgaben in der kurzen bis mittleren Frist
nur geringflgig auf die Verdnderung von Schiilerzahlen reagieren, weil Personal ausga-

26 Vdgl. Miiller (2004).
27 Vgl. Brigelmann (2004).
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ben und die Schulinfrastruktur nicht unmittelbar an veranderte Schillerzahlen angepasst
werden konnen. Lediglich bei den sonstigen laufenden Ausgaben kénnen die Gebiets-
korperschaften relativ schnell auf sich wandelnde Rahmenbedingungen reagieren. Auch
bei kapitalintensiven Netzinfrastrukturen wird eine schnelle Anpassung an demographi-
sche Veranderungen durch hohe Fixkosten erschwert.

Wie sich die Ausgaben von Landern und Kommunen insgesamt infolge des demographi-
schen Wandels verandern werden, wird unterschiedlich beurteilt. Schétzungen von
Baum et a. (2002) weisen darauf hin, dass die Verénderung der Altersstruktur insgesamt
zu einer Abnahme der Pro-Kopf-Ausgaben bei Léandern und Kommunen fihren wird, so
dass in Regionen mit einer abnehmenden Einwohnerzahl die Ausgaben fir Gffentliche
Leistungen auch absolut sinken sollten. Die Entwicklung einzelner Ausgabenbereiche
stellt sich allerdings sehr differenziert dar. Fur den Bereich der Allgemeinen Verwaltung
werden beispielsweise steigende Ausgaben auf Landesebene und sinkende Belastungen
je Einwohner bei den Kommunen ermittelt. Fir die Offentliche Sicherheit und den ge-
samten Bildungsbereich ergeben sich dagegen durchgehend riickléufige Ausgaben. Im
Gegensatz dazu erwartet Brigelmann (2004), dass die Bevdlkerungsentwicklung per
saldo zu einer Ausgabenerhdhung fuhrt, weil sinkende Ausgaben etwa im Bereich der
Erziehungs- und Bildungsleistungen alterungsbedingte Mehrausgaben (Gesundheitswe-
sen, Pensionszahlungen) nicht kompensieren.

Hinsichtlich des Einflusses der demographischen Verénderungen auf die offentlichen
Haushalte von Landern und Kommunen in Norddeutschland lassen sich insgesamt keine
eindeutigen Schlussfolgerungen ziehen. Empirische Studien zur voraussichtlichen Ein-
nahmen und Ausgabenentwicklung der Gebietskorperschaften gelangen zu unterschied-
lichen Ergebnissen. Miller (2004) erwartet insgesamt zunehmende regionale Disparité-
ten hinsichtlich der 6ffentlichen Haushalte in Deutschland infolge der réaumlich differen-
zierten Bevolkerungsentwicklung. Seitz (2002) zeigt allerdings in einer Studie fir ost-
deutsche St&dte, dass ,, schrumpfende® Stadte gegentber stagnierenden oder wachsenden
Stadtregionen keine systematischen Einnahmenachteile haben. Dies ist vermutlich auf
die kommunalen Finanzausgleichs- und Zuweisungssysteme zuriickzufihren, die Ein-
nahmeverluste aufgrund einer riicklaufigen Bevolkerung abfedern.28

28 Vgl. Miiller (2004).
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4 HANDLUNGSBEDARF

4.1 Arbeitsmarkt

Das Problem des Arbeitskraftemangels in Norddeutschland wird kurzfristig nicht in al-
len Segmenten des Arbeitsmarktes auftreten. Dennoch sollte die Weichenstellung fur ei-
ne Politik, welche auf die Angebotsseite des Arbeitsmarktes gerichtet ist, bereits heute
erfolgen. Denn die gewiinschten Auswirkungen entsprechender Mal3nahmen stellen sich
- wenn die Politik tberhaupt erfolgreich ist - erst nach einer gewissen zeitlichen Verzo-
gerung ein. Generell sind zur Beeinflussung des Arbeitsangebotes Politikinstrumente ge-
eignet, welche auf eine Erhdhung der Erwerbsquoten und die Verlangerung der Lebens-
arbeitszeit ausgerichtet sind und solche, die Einfluss auf den Umfang der Bevdlkerung
im erwerbsfahigen Alter nehmen. Fir eine Abfederung der negativen Arbeitsmarktef-
fekte, die aus den atersstrukturellen Verschiebungen innerhalb der Erwerbsbevolkerung
und hiermit einhergehenden Veranderungen des Qualifikationsprofils resultieren, ist in
erster Linie Bildungspolitik relevant. Ferner kann technischer Fortschritt zu einem
Rickgang des Arbeitskréftebedarfs fuhren und Engpéssen auf dem Arbeitsmarkt entge-
gen wirken.

Sabilisierung der erwerbsfahigen Bevolkerung

Im Hinblick auf die Stabilisierung der erwerbsfahigen Bevolkerung konnen kurzfristig
nur Mal3nahmen wirksam sein, welche auf eine Erhdhung der Bevolkerung durch Zu-
wanderung oder Verhinderung von Abwanderung wirken. Bis zum Jahr 2020 wrde ein
Anstieg der Geburtenziffern in Norddeutschland nicht zu einer Erhdhung des Arbeitsan-
gebotes beitragen. Engpasse auf dem Arbeitsmarkt konnen insbesondere im Bereich der
hochqualifizierten Arbeitskréfte erwartet werden. Die Qualitét der Standortbedingungen
in Norddeutschland, insbesondere der weichen Standortfaktoren, beeinflusst die Attrak-
tivitdt der Region fur Zuwanderer und verhindert gegebenenfalls die Abwanderung von
Hochqualifizierten, insbesondere von in Norddeutschland ausgebildeten Studenten. Ge-
geniuiber potenziellen Zuwanderern aus dem Ausland sollte sich Norddeutschland as in-
tegrationsfreudige Region prasentieren. Allerdings stellt die Zuwanderung von Arbeits-
kraften in erster Linie eine Option fur stédtische Regionen zum Umgang mit demogra-
phischen Verdnderungen dar. Denn migrationstheoretische Ansdtze implizieren, dass
stadtische Regionen, die wirtschaftlich florieren, hohe Léhne und attraktive Lebensbe-
dingungen bieten, generell einen Vorteil bel der Attrahierung von hochqualifizierten Ar-
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beitskréften haben.29 Die Option, regionalen Fachkraftemangel durch Zuwanderung aus-
zugleichen erfordert, zumindest fir Einwanderer aus nicht EU-L&ndern, entsprechende
gesetzliche Regelungen auf Bundesebene. Ein Beispiel fur einen Ansatz, durch gezielte
Zuwanderungspolitik die zu erwartenden negativen okonomischen Konsequenzen des
demographischen Wandels abzumildern, waren die Regelungen zur Green-Card in
Deutschland. Auch das neue Zuwanderungsgesetz fir Deutschland enthdlt spezifische
Regelungen fur die Arbeitsmigration, die sich u.a. an dem Arbeitskréftebedarf in der
Bundesrepublik Deutschland orientieren. Ob diese gesetzlichen Regelungen, insbeson-
dere hinsichtlich der Attrahierung von hochqualifizierten Arbeitskréften geeignet sind,
negative Arbeitsmarkteffekte des demographischen Wandels zu kompensieren, kann ge-
genwartig noch nicht abgeschétzt werden. Dies wird sich erst in der praktischen Anwen-
dungsphase dieses Gesetzes zeigen.

Mittel- bis langfristig kann ein Anstieg der Geburtenziffern in Norddeutschland dem
Rickgang der Erwerbsbevdlkerung entgegen wirken. Bei Mal3nahmen, die auf die Erho-
hung der Geburtenziffern gerichtet sind, sind alerdings eine Reihe von Problemen zu
beachten. Die Entscheidung fur oder gegen ein Kind hangt von einer Reihe von Faktoren
ab, beispielsweise von den gesellschaftlichen Strukturen und dem Einkommens- und
Bildungsniveau der Bevdlkerung, wobei die relative Bedeutung unterschiedlicher Ein-
flussfaktoren auf das generative Verhalten empirisch nur begrenzt nachweisbar ist. Hier-
aus folgt, dass die genauen Zusammenhange zwischen Politikmal3nahmen und dem Fer-
tilitétsniveau teilweise nur schwer abschétzbar sind. Deshalb ist die Ausgestaltung von
Politikinstrumenten zur Stimulierung des generativen Verhaltens problematisch. Im All-
gemeinen ist es unklar, ob und wann entsprechende Mal3nahmen im Hinblick auf die Er-
hohung der Geburtenraten effektiv sein werden. Unumstritten ist jedoch, dass die Ferti-
litétsentscheidung das Ergebnis einer Reihe von Einflussfaktoren ist, so dass zur Ein-
flussnahme auf das generative Verhalten ein Mal3nahmenbiindel implementiert werden
sollte. Als Komponenten dieses Mal3nahmenbtindels werden haufig Politikinstrumente
genannt, welche die Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessern und solche, die
Familien mit Kindern stérker finanziell entlasten, beispielsweise durch entsprechende
steuerliche Regelungen. Auf Ebene der Bundeslander koénnte insbesondere der Ausbau
der Betreuungsinfrastruktur fir Kinder im Sinne einer geburtenfordernden Politik im-
plementiert werden.

29 Vdgl. Niebuhr/Stiller (2004).
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Unabhangig davon, wie erfolgversprechend einzelne Politikmaldnahmen auch sind, zei-
gen historische Entwicklungen, dass das Fertilitétsverhalten keine auf Dauer konstante
Grole ist. Wie schnell das generative Verhalten auf Veranderungen in der Lebenssitua-
tion reagieren kann, zeigt der rapide Riickgang der Geburtenzahlen in Ostdeutschland
nach 1989. Zudem verdeutlicht der Vergleich der deutschen Geburtenziffern mit den
Geburtenziffern anderer Lénder, dass die Fertilitatsraten auch im 21. Jahrhundert nicht
zwingend niedrig sein missen (vgl. Abbildung 12).

Abbildung 12: Zusammengefasste Geburtenziffer in ausgewahlten Staaten, 2002

Mexiko
Turkei
USA
Irland
Frankreich
Norwegen
Danemark
Finnland
GroRbritannien
Kanada
Schweden
Japan

Polen

Griechenland
Italien
Ungarn
Spanien

Tschechien

| 2,57

| 2,07

|2,06

| 1,90

| 1.86

| 1,80

|1,73

|1.70

| 1,66

| 1.60

| 154

| 1,37

|1.37

| 1,34

| 125

| 1,25

| 125

|1.18

Quelle:  Dickmann (2004), S. 26; eigene Darstellung

Auch wenn es gelénge, durch entsprechende Politikmal3nahmen das Geburtenniveau in
Norddeutschland positiv zu beeinflussen, so ist das Problem der Alterung hierdurch al-
lerdings nicht in absehbarer Zeit zu 16sen. Solange die ,,zusétzlich* geborenen Kinder
nicht am Erwerbsleben teilnehmen, sind Wachstumseinsbul3en zu erwarten, weil mehr
Kinder von der Gesellschaft versorgt werden miissen.30 Allerdings senken steigende
Kinderzahlen langfristig das Durchschnittsalter einer Gesellschaft, wirken dem Bevdlke-

30 Vdl. die Ergebnisse eines makrodkonomischen Simulationsmodells zum Einfluss steigender Gebur-
tenraten auf das Wirtschaftswachstum in der Bundesrepublik Deutschland (Borsch-Supan et al. 2004).
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rungsrickgang entgegen und erhéhen langfristig das Humankapital, so dass steigende
Geburtenraten langfristig zu hdherem Wirtschaftswachstum fihren.

Beeinflussung des Erwerbsverhaltens

Eine Stabilisierung des Arbeitsangebotes kann prinzipiell auch durch eine Erhéhung der
Erwerbsbeteiligung erreicht werden. Ein Anstieg der Erwerbsbeteiligung ist alerdings
nur geeignet, einem Fachkréftemangel entgegen zu wirken, wenn die Erwerbspersonen
die erforderlichen Qualifikationen aufweisen. Gemessen an den Erwerbsquoten in eini-
gen anderen OECD-L andern (vgl. Abbildung 13), insbesondere in Skandinavien, besteht
gegenwartig in den norddeutschen Bundeslandern erhebliches Potenzial zur Erhdhung
der Erwerbsbeteiligung — sowohl innerhalb der weiblichen a's auch der mannlichen Be-
volkerung.

Abbildung 13: Erwerbsquoten®im April 2002
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a Anteil der Erwerbspersonen an der Bevélkerung im Alter zwischen 15 Jahren und 65 Jahren. Fur Ham-
burg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein einschliefdlich der Erwerbspersonen, die &lter als 65 Jahre
sind (vgl. auch Tabellen 4 und 5).

Quelle:  Statistisches Bundesamt (2002), OECD (2004)
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In den norddeutschen Bundeslandern betrug die Erwerbsbeteiligung der méannlichen Be-
volkerung im Jahre 2002 zwischen 63,5 % und 67,2 % und die der weiblichen Bevolke-
rung zwischen 44,9 % und 53,7 %. Zum Vergleich: In Danemark und Norwegen sind
mehr als 60 %der erwerbsfahigen Frauen und anndhernd 71 % der méannlichen Bevolke-
rung am Erwerbsleben beteiligt.

Die Einflussfaktoren auf das Erwerbsverhalten sind vielschichtig und erfordern die Um-
setzung eines differenzierten Mal3nahmenbuindels. Hinsichtlich geeigneter Politikinstru-
mente ist insbesondere zwischen unterschiedlichen Altersklassen und der weiblichen
und ménnlichen Bevolkerung zu differenzieren, denn das Erwerbsverhalten variiert er-
heblich zwischen den unterschiedliche Bevdlkerungsgruppen in Norddeutschland (vgl.
Tabelle 4 und 5).

Tabelle4: Erwerbsquoten® mannliche Bevolkerung nach Altersklassen im April
2002

Altersklasse | Insge
samt | 15-19 | 20-24 | 25-29 | 30-34 | 35-39 | 40-44 | 45-49 50-54 | 55-59 60-64 | 65+

Bremen 635| * | 76 | 863|934 |928|933| 929 | 89 | 741 | 36 | *
Hamburg 67,2 | 237|694 (809|916 |950|946| 897 |891| 848 |442]| 638
Mecklenburg- | oo | 399 | 854 | 895 | 968 | 962 | 944 | 943 | 908 | 762 | 271 *
Vorpommern

Niedersachsen | 651 | 29 | 743 (868|953 (970|962 | 953 |91,2| 786 | 343 | 39
Sachsen-Anhalt | 64,3 | 32,1 | 81,6 | 90,7 | 97,1 | 96,6 | 97,2 | 94,7 | 918 | 821 | 252 | *

Schleswig-
Holstein

Deutschland 66,7 | 340|763 |872|959|9,8|95| 9,3 |915| 804 |351]| 44

a Anteil der Erwerbspersonen an der Bevélkerung der jeweiligen Altersgruppe; * Sehr geringe Erwerbs-
quoten, fir die keine Werte verfligbar sind.
Quelle:  Statistisches Bundesamt (2002)

6681329 |791(881[952|969|9,6| 959 |91,8| 844 | 388 | 57

In den relativ niedrigen Altersklassen sind seit Anfang der 70er Jahre deutliche Ruick-
gange in den Erwerbsquoten festzustellen, die primér auf 1&ngere Ausbildungszeiten zu-
rickzufiihren sind. Vor 30 Jahren waren aus der Bevolkerungsgruppe zwischen 20 und
30 Jahren rund 7 % mehr berufstétig als im Jahr 2002.31

31 Zu den Bestimmungsfaktoren und Entwicklungstendenzen der Erwerbsquoten vgl. Eitenmiller et al.
(2002), S. 53 ff.
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Tabelle5: Erwerbsquoten® weibliche Bevilkerung nach Alter sklassen im April

2002

Region insge-

samt | 15-19 | 20-24 | 25-29 | 30-34 | 35-39 | 40-44 | 45-49 | 50-54 | 55-59 | 60-64 | 65+
Bremen 449| * |599|733|768|796|809|748|749|534| * | *
Hamburg 513|268 | 671|764 |792|775|805| 792|741 | 644|202 | *
Mecklenburg- 537|364 |709|814|933|935|914 (891|868 729|105]| *
Vorpommern
Niedersachsen 470|247 | 664|747 | 740 | 736 | 803 | 787 | 71,2 | 550 | 161 | 1,5

Sachsen-Anhalt 5341258716 (878 | 92 | 943|952 932|920 772|109 | *
Schleswig-Holstein| 48,6 | 26,5 | 70,7 | 739 | 74,4 | 774|814 | 813 | 735 | 60,8 | 21,3 | 1,8
Deutschland 49,7 | 280 | 675|759 | 784 |799|825|820| 749|601 | 169 | 1,8

a Anteil der Erwerbspersonen an der Bevolkerung der jeweiligen Altersgruppe; * Sehr geringe Erwerbs-
quoten, fir die keine Werte verfiigbar sind.
Quelle:  Statistisches Bundesamt (2002)

Innerhalb der Bevolkerung bis 30 Jahre kann deshalb insbesondere eine Verkirzung der
Ausbildungszeiten zu einem Anstieg der Erwerbsbeteiligung beitragen. Ausbildungs-
zeiten konnen durch Verédnderung der gesetzlichen Regelungen bezlglich der Regel-
Schul- und Studienzeiten verandert werden. Dartiber hinaus kénnen Anreizsysteme im-
plementiert werden, die Studierende, welche ihren Abschluss relativ schnell erreichen,
mit einem Bonussystem belohnen.32 Bei Reformen im Bildungswesen ist allerdings dem
Aspekt Rechnung zu tragen, dass eine kirzere Ausbildungsdauer zu keinem Ruickgang
des Qualifikationsniveaus fuhren darf.

In den Alterklassen zwischen 30 und 55 Jahren ist die Erwerbsbeteiligung der mannli-
chen Bevdlkerung mit Werten von weit Uber 90 % weitestgehend ausgeschopft, wéhrend
die Erwerbsquoten der weiblichen Bevolkerung in diesen Altersklassen in den norddeut-
schen Bundeslandern im Westen Deutschlands deutlich unterhalb der entsprechenden
Werte fir die mannliche Bevdlkerung liegen. Chancen zu einer Erhdhung der Erwerbs-
beteiligung der weiblichen Bevdlkerung bieten insbesondere Malinahmen, welche die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf erleichtern, beispielsweise bessere Betreuungsan-
gebote fur Kinder.

In den hoheren Altersklassen, insbesondere zwischen 60 und 65 Jahren, ist die Erwerbs-
neigung in den letzten Jahren erheblich zuriickgegangen und befindet sich gegenwartig

32 Nach Berechnungen des Instituts der deutschen Wirtschaft aus dem Jahre 2004 kénnte in Deutschland
in den kommenden zwei Jahrzehnten eine Erhdéhung der Erwerbspersonen um 400.000 Menschen
durch eine Verkirzung der Studien- und Schulzeiten erreicht werden.
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auf einem sehr niedrigen Niveau. Zu einer hoheren Erwerbsbeteiligung der dlteren Be-
volkerung konnte, neben der Verédnderung der gesetzlichen Regelungen zum Rentenein-
trittsalter auf Bundesebene, die Entwicklung von Arbeitsmodellen beitragen, die auf die
Bedlrfnisse dlterer Arbeitnehmer zugeschnitten sind.

Forderung beruflicher und regionaler Mobilitéat

Die demographischen Veranderungen bringen die Gefahr des erhdhten qualitativen und
regionalen Mismatches auf dem Arbeitsmarkt mit sich. Zur Abfederung dieser potenti-
ellen Arbeitsmarktauswirkungen des demographischen Wandels kénnen Mal3nahmen
beitragen, welche die berufliche und raumliche Mobilitét férdern. Entsprechende Poli-
tikinstrumente liegen insbesondere im Bereich der Bildungspolitik. Die Herausforderun-
gen einer alternden und schrumpfenden Bevolkerung erfordern eine Flexibilisierung der
Ausbildung. Damit das Qualifikationsprofil der Erwerbsbevolkerung den Herausforde-
rungen der Wissensgesellschaft entsprechen kann, muss lebenslanges Lernen praktisch
umgesetzt werden.

Technischer Fortschritt

Den potentiellen negativen Auswirkungen des Arbeitskréfteriickgangs auf die Wettbe-
werbsfahigkeit Norddeutschlands und die regionalen Produktionsmdglichkeiten kann
durch technischen Fortschritt entgegengewirkt werden, der die Produktivitdt der Ar-
beitskréafte erhdht. Gerade eine aternde Gesellschaft erfordert mithin ein innovations-
freundliches Klima und Rahmenbedingungen fur 6konomische Aktivitéten, welche die
Anwendung technologischer Neuerungen unterstiitzen. Angezeigt ist eine Forschungs-
und Entwicklungspolitik, welche den Anforderungen einer alternden Gesellschaft ge-
recht wird - im Hinblick auf den Produktionsprozess und auf die Konsumbeduirfnisse der
Konsumenten. Unter dem Vorzeichen des demographischen Wandels ist die Starkung
des Innovationsstandortes Norddeutschland, fur den sich gegenwértig Defizite im Be-
reich von Forschung- und Entwicklung feststellen lassen33, eine wichtige Aufgabe fur
die norddeutsche Wirtschaft und 6ffentliche Forschungspolitik. Trifft die Einschétzung
zu, dass es fir die dltere Bevolkerung rational ist, technische Neuerungen zu verhindern
oder abzulehnen, weil neue Technologien ihr Wissen entwerten34, durfte die erfolgrei-
che Umsetzung von Innovationsstrategien allerdings auf Widerstand unter der Erwerbs-

33 Vdl. Keller et a. (2004).
34 Vgl. Seinmann et a. (2002), S. 476.
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bevolkerung treffen. Auch von der geringeren Risikobereitschaft der dteren Bevolke-
rung dirften eher negative Effekte auf die Innovationsrate ausgehen.

Ausbau der Informationsbasis

Generell gilt, dass detaillierte Arbeitsmarktprognosen fur Norddeutschland, welche die
Entwicklung der Arbeitsnachfrage nach Qualifikationen und regional differenziert vor-
ausschétzen, die Grundlage fir die Entwicklung von arbeitsmarktpolitischen Instrumen-
ten und die Reform der Bildungssysteme darstellen sollten.35 Der Ausbau der Informati-
onsbasis fur den Arbeitsmarkt ist ein unverzichtbares Element des Mal3nahmenbuindels
aus Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik, das in Norddeutschland angesichts der bevorste-
henden V erénderungen entwickelt werden sollte.

4.2  Infrastruktur, oéffentliche Finanzen und Wohnungsmarkt

Die demographischen Verdnderungen werden die Rahmenbedingungen fir die Ent-
wicklung der norddeutschen Lander und Kommunen nachhaltig verandern. Grundsétze
und Mal3nahmen der Entscheidungstréger, die auf ein Umfeld mit einer konstanten oder
wachsenden Bevdlkerung ausgerichtet sind, verlieren an Relevanz. Demographische
Veranderungen erfordern Reformen auf der Ebene von Landern und Kommunen, die
schon heute eingeleitet werden sollten. Die Entscheidungstrager missen sich bereits
frihzeitig mit der voraussichtlichen Entwicklung in der eigenen Region und in benach-
barten Regionen auseinandersetzen - auch wenn spirbare Effekte des demographischen
Wandels in einigen norddeutschen Regionen erst nach 2020 eintreten. Langfristige Sze-
narien der Einnahmen- und Ausgabenentwicklung der 6ffentlichen Haushalte missen
erarbeitet werden, um langfristige Handlungskonzepte entwickeln zu kénnen. Fir Infra-
struktureinrichtungen ist die langfristige Entwicklung der Nutzerzahlen abzuschétzen.
Mit entsprechenden Vorausberechnungen kdnnen unter Umstéanden finanzielle Bela
stungen aufgrund von Fehlplanungen im Infrastrukturbereich vermieden werden. Lander
und Kommunen werden Kriterien fur die Beurteilung einer angemessenen Versorgung
mit offentlichen Leistungen und zur Uberpriifung der regionalen Einzugsbereiche of-
fentlicher Infrastruktur erarbeiten missen. Weil sich nicht alle Standorte 6ffentlicher In-
frastrukturangebote erhalten lassen werden, sollten zudem fir unterschiedliche 6ffentli-

35 Ein Beispiel fir eine solche Studie stellt Bricker et al. (2004) dar, die aktuelle und zukiinftige Eng-
passe und Potentiale auf dem Arbeitsmarkt in Schleswig-Holstein und Hamburg untersucht.
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che Leistungen Kriterien fur die Auswahl zu schlief3ender Standorte entwickelt werden.
Der demographische Wandel bringt in einzelnen Bereichen aber auch entlastende Wir-
kungen fir die 6ffentlichen Haushalte mit sich. Die abnehmende Inanspruchnahme be-
stimmter offentlicher Leistungen erméglicht Einsparungen in den 6ffentlichen Haushal-
ten oder Qualitatssteigerungen. Renn (2003) weist zudem darauf hin, dass Kostenredu-
zierungen und eine effizientere Bereitstellung offentlicher Giter durch die Absenkung
Uberzogener Qualitatsstandards und Regulierungen, insbesondere auf der kommunalen
Ebene, entlastend fur die 6ffentlichen Ausgaben wirken kann.

Der anstehende Bevolkerungsriickgang erfordert eine starkere Ausrichtung der Sied-
lungsentwicklung am Prinzip der dezentralen Konzentration. Disperse Siedlungsstruktu-
ren, die vergleichsweise umfangreiche Infrastrukturen benétigen, dirften in vielen Re-
gionen Norddeutschlands langfristig nicht tragféhig sein. Wird die Siedlungsentwick-
lung innerhalb der bestehenden Siedlungsflachen konzentriert und werden kompakte
Siedlungsstrukturen erhalten, lassen sich auch Infrastrukturen besser aufrechterhalten.36

Ein wichtiges Element vieler Handlungsoptionen sind interkommunale Kooperationen.
Insbesondere in den landlich geprégten Regionen Norddeutschlands kénnte durch ver-
mehrte Kooperationen von Kommunen bzw. von Trégern auf der Ebene der Kreise und
kreisfreien Stadte das Angebot an Offentlicher Infrastruktur zumindest weitgehend auf-
recht erhalten werden. Die regionalen Akteure werden starker als bislang im Rahmen
funktional abgegrenzter Regionen zusammenarbeiten und gemeinsam kommunale Infra-
strukturangebote - etwa im Rahmen von Zweckverbanden - planen und betreiben mis-
sen. Die Zusammenarbeit sollte insbesondere bel den Stadt-Umland-Beziehungen inten-
siviert werden. Fur die Kernstadte wird die Finanzierung zentraler 6ffentlicher Dienstlei-
stungen und Infrastrukturen bei abnehmenden Einwohnerzahlen in Zukunft noch
schwieriger. Fir Stadte und ihr Umland sollte die gemeinsame Finanzierung und Nut-
zung offentlicher Giter in Zukunft eine noch grof3ere Rolle spielen. Auf der Landesebe-
ne konnten Steuerungsinstrumente entwickelt werden, die Uber die Vergabe von Investi-
tionszuschiissen die interkommunal e Zusammenarbeit fordern.37

Um bei einer Zusammenlegung von Aufgaben auf der kommunalen Ebene héhere Mo-
bilitétskosten fur die Nutzer zu vermeiden, kdnnten erganzend mobile Angebote ge-
schaffen werden. Auf diese Weise wéare es moglich, an unterschiedlichen Wochentagen

36 Vdgl. auch Schleifnecker (2003).
37 Vdl. hierzu itz (2002).
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Leistungen in verschiedenen Kommunen anzubieten. Insbesondere fir die zunehmende
Zahl dlterer Menschen, die im Allgemeinen weniger mobil sind, sind entsprechende An-
gebote wichtig.

Kooperationen zur Erhaltung eines angemessenen Infrastruktur- und Serviceangebots
muissen sich nicht auf die Zusammenarbeit von Gebietskorperschaften beschranken.
Auch Public-Private-Partnerships oder eine intensivierte Burgerbeteiligung kénnen zur
Ldsung der anstehenden Probleme beitragen.

In peripheren Regionen mit stark abnehmender Bevolkerung sollten zur Aufrechterhal-
tung eines angemessenen Angebotes offentlicher Leistungen individuelle L 6sungsansét-
ze gefunden werden. Dabei kdnnen je nach Region und Infrastrukturangebot ganz unter-
schiedliche Strategien erfolgversprechend sein.38 Eine Zentralisierung des Angebots
(z.B. Schulzusammenlegung) kann im Einzelfall ebenso einen Losungsansatz darstellen
wie eine Dezentralisierung (z.B. lokale Bioklaranlagen). Auch mit Hilfe der neuen In-
formations- und Kommunikationstechnologien kdnnen innovative Ldsungsansatze ent-
wickelt werden (z.B. Erganzung einer medizinischen Grundversorgung durch Telemedi-
zin). Neustrukturierungen bestehender Angebote (z.B. Vernetzung von ambulanter und
stationarer medizinischer Versorgung) oder eine Flexibilisierung (neue OPNV-Angebote
mit flexiblen Bedienungszeiten und variabler Streckenfiihrung) stehen ebenso als
Handlungsoptionen zur Verfigung. Die regionalen Vertreter in den betroffenen nord-
deutschen Regionen kdnnen in diesem Zusammenhang bereits auf Ergebnisse einiger
Pilotprojekte und Erfahrungen aus dem Ausland zurtickgreifen. Auch Gebiete in Meck-
lenburg-V orpommern sind bereits in entsprechende Projekte eingebunden.3°

Relevant fur die Landes- und Kommunalpolitik sind auch Vorschldge im Bereich des
Bildungssystems. Hier werden beispielsweise die Modifikation der bestehenden
Schulstrukturen, gebietskdrperschaftsiibergreifende Planungen, neue Schulmodelle oder
E-Learning diskutiert.40 Da der Ressourceneinsatz im Bildungsbereich nur bedingt an
verédnderte Schiler- und Studierendenzahlen angepasst werden kann, konnten frei wer-
dende Kapazitéten zur Qualitatsverbesserung, zur Ausweitung des Angebots von Ganz-
tagsschulen oder fur eine verbesserte Integration auslandischer Schiler und Schilerin-

38 Vgl. Thrun (2003).
39 Vdgl. Kocks (2003).
40 Vdl. Thrun (2003).
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nen genutzt werden.41 Allerdings weisen die Ergebnisse im Abschnitt 3.3 darauf hin,
dass die Entwicklung der Schilerzahlen in Norddeutschland bis 2020 sehr differenziert
verlaufen wird. Die Zahl der Schiler wird Schwankungen unterworfen sein, und zudem
sind erhebliche Unterschiede zwischen den Entwicklungen im Nordwesten und im
Nordosten festzustel len.

Demographisch bedingte Einsparpotentiale in den Haushalten der Lénder und Kommu-
nen mussen identifiziert werden, um zur Deckung der in anderen Bereichen infolge des
Alterungsprozesses anfallenden Mehrausgaben zur Verfigung zu stehen. Ansonsten
drohen Vorsorgungsl ticken oder eine Zunahme der offentlichen Verschuldung.42

Im Zuge der demographischen Verénderungen werden sich die regionalen Disparitéten
im norddeutschen Raum vermutlich vertiefen. Die Lander sollten - auch bei mangeln-
dem finanziellen Spielraum in den Landerhaushalten - nicht versuchen, die fiskalischen
Effekte in Regionen mit einer besonders stark abnehmenden Bevdlkerung etwaim Rah-
men des kommunalen Finanzausgleichs abzufedern. Dies kdnnte unter Umsténden not-
wendige Anpassungsmal3nahmen auf der kommunalen Ebene verzogern. Zudem schei-
nen die Zuweisungen der Lander an die Kommunen - wie Seitz (2002) zeigt - ohnehin
die fiskalischen Effekte auf der kommunalen Ebene teilweise zu kompensieren. Investi-
tionen in offentliche Infrastrukturen und Mittel der Wirtschaftsforderung missen in Zu-
kunft starker rédumlich fokussiert werden. Mit einer Férderung nach dem Gief3kannen-
prinzip werden in Zentren, die Entwicklungschancen aufweisen, keine signifikanten po-
sitiven Effekte erzielt. In bestimmten peripheren landlichen Gebieten dirften dagegen
auch offentliche Fordermittel kumulative ,, Entleerungsprozesse” nicht aufhalten.

Der Entwicklung des Wohnungsbestands wird vor allem in Regionen mit starken Bevol-
kerungsverlusten und zunehmenden Leerstdnden grol3ere Bedeutung zukommen. Der
Forderung von Modernisierung und Instandsetzung sollte daher gegeniber der Neu-
bauforderung mehr Gewicht zugeordnet werden, gleichzeitig sollte auf die strukturellen
Veranderungen der Nachfrage reagiert werden (altengerechtes Wohnen, steigende Qua-
litétsanspriche). Die vielféltigen Effekte des demographischen Wandels auf die regio-
nalen Wohnungsmérkte erfordern umfangreiche Informationen als Basis fur die Woh-
nungspolitik und Investitionsentscheidungen. Aufgrund des Nebeneinanders von wach-

41 Vdl. BaunVSeitz (2003).
42 Vgl. Baumet al. (2002).

46



senden und schrumpfenden Regionen rickt die Standortfrage fur Investitionsentschei-
dungen wesentlich starker in den Mittel punkt.43

Generell implizieren demographische Verdnderungen finanzpolitischen Reformbedarf.
Verschiedene Studien zeigen, dass die gegenwartige Finanzpolitik nicht mit den Heraus-
forderungen des demographischen Wandels vereinbar ist.44 Eine Beibehatung des ge-
genwartigen Systems wirde aufgrund der demographiebedingten Veranderungen der
Einnahmen und Ausgaben der oOffentlichen Haushalte zu einer stark zunehmenden
Staatsverschuldung fuhren. Auf der Einnahmenseite wird die Entwicklung des Steuer-
aufkommens durch den Bevdlkerungsrickgang gebremst. Zudem kdnnten die Ausgaben
der Gebietskorperschaften trotz rucklaufiger Einwohnerzahlen steigen, insbesondere
wenn die vorhandenen Einsparpotentiale nicht konsequent genutzt werden.

43 Vdl. Bucher/Schiémer (2003).
44 Vdl. Bach et al. (2002) und Sachverstandigenrat (2003).
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5 FAZIT

Die Entwicklungstendenzen bis zum Jahre 2020 markieren erst den Anfang des demo-
graphischen Wandels in Norddeutschland. Nach 2020 werden der Rickgang der Bevol-
kerung und der Umbruch in der Altersstruktur an Tempo gewinnen. Gleichermal3en
werden sich dann auch die aus der Bevolkerungsentwicklung resultierenden 6konomi-
schen Probleme verschéarfen. Aus heutiger Sicht ist nicht mit Sicherheit zu sagen, wie
sich die demographischen Veranderungen auf die Standortbedingungen, die Produktivi-
tét, die wirtschaftliche Dynamik und damit letztendlich auf den Lebensstandard nieder-
schlagen werden. Unumstritten ist jedoch, dass die Gefahr negativer 6konomischer Kon-
sequenzen der demographischen Veranderungen besteht — auch in naher Zukunft. Des-
halb muss heute gehandelt werden, um mdglichen negativen Auswirkungen des demo-
graphischen Wandels entgegen zu wirken.

Die Auswirkungen des demographischen Wandels erfordern umfassende Reformen auf
Bundesebene, etwa im Bereich der sozialen Sicherungssysteme und der Familienpolitik.
Aber auch die Vertreter von Politik und Wirtschaft in den norddeutschen Bundesléndern
haben die Aufgabe und Moglichkeiten, den anstehenden negativen Entwicklungstenden-
zen entgegenzuwirken und Norddeutschland als einen Standort zu entwickeln, der die
Herausforderungen des demographischen Wandels annimmt. Die anstehenden Bevolke-
rungsveranderungen sollten als Anlass begriffen werden, langst Gberfallige Reformen im
Bildungsbereich, der Arbeitsmarktpolitik, dem Infrastrukturangebot und im Hinblick auf
eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie durchzusetzen. Wenn die norddeut-
schen politischen Vertreter die Probleme der demographischen Veranderungen bereits
heute in Angriff nehmen, dann kann der Zukunft trotz der grof3en Herausforderungen
mit Optimismus entgegen gesehen werden. Wird Norddeutschland als Wirtschafts- und
Wissensstandort Vorreiter bei der Umsetzung unumganglicher Reformen im Zuge des
demographischen Wandels, dann kann es hierdurch auch seine Position im Standort-
wettbewerb der Bundeslénder verbessern.

Uber den unmittelbaren Anpassungsbedarf an die absehbaren und unausweichlichen Be-
volkerungsveranderungen hinaus stellt sich die Frage, inwieweit die wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Strukturen in der langen Frist mit den gegenwartigen demographi-
schen Rahmenbedingungen vereinbar sind. Bei unverandertem generativen Verhalten
wird die Bevdlkerung in Deutschland auch bei anhaltender Zuwanderung kontinuierlich
sinken. Veranderungen im Bevdlkerungsaufbau werden fortdauernd Anpassungskosten
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verursachen, u.a. aufgrund erforderlicher Umstrukturierungsprozesse im Produktionsbe-
reich und im Bereich der offentlichen Infrastruktur. Dieser permanente Anpassungsbe-
darf konnte ein Wachstumshemmnis fir die Bundesrepublik Deutschland und auch den
Wirtschaftsstandort Norddeutschland darstellen. Langfristig lassen sich die negativen
Konsequenzen des Bevdlkerungsriickgangs nur mittels effektiver Instrumente zur Erho-
hung der Geburtenzahlen und einer der Problematik angemessenen Zuwanderungspolitik
vermeiden.

49



LITERATURVERZEICHNIS

Bach, S;; Bork, C.; Krimmer, P; Raffelhischen, B.; Schulz, E. (2002):
Demographischer Wandel und Steueraufkommen, Endbericht, Berlin.,

Baum, B.; Seitz, H. (2003):
Demographischer Wandel und Bildungsausgaben: Empirische Evidenz fir die
westdeutschen Lander. In: Vierteljahreshefte zur Wirtschaftsforschung 72, S. 205-
2109.

Baum, B.; Seitz, H.; Worobjew, A. (2002):
Der Einfluss der Alters- und Familienstrukturen auf die Ausgaben der Lander und
Gemeinden. In: Vierteljahreshefte zur Wirtschaftsforschung 71, S. 147-162.

Berkel, B.; Borsch-Qupan, A.; Ludwig, A.; Winter, J. (2004):
Sind die Probleme der Bevolkerungsalterung durch eine hdhere Geburtenrate 10s-
bar? In: Perspektiven der Wirtschaftspolitik, Band 5, Heft 1, S. 71-90.

Brauninger, D.; Graf, B.; Gruber, K.; Neuhaus, M.; Schneider, S (2002):
Die demografische Herausforderung, Deutsche Bank Research.

Brocker, J.; Geenen, E.; Fischer, C.; Herrmann, H. (2004):
Qualifikation und Arbeitsmarkt in Schleswig-Holstein und Hamburg - Aktuelle und
kinftige Potenziale und Engpéasse; Handlungsbedarf fur Arbeitsmarkt- und Bil-
dungspolitik. Studien der Technol ogiestiftung Schleswig-Holstein, Kiel.

Brigelmann, R. (2004):
Offentliche Finanzen. In: Institut der deutschen Wirtschaft Koln (Hrsg.), Perspekti-
ve 2050. Okonomik des demographischen Wandels, Koln, S. 219-238.

Bucher, H.; Kocks, M. (1999):
Die Bevdlkerung in den Regionen der Bundesrepublik Deutschland - Eine Prognose
des BBR bis zum Jahr 2015. In: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 11/12,
S. 755-772.

Bucher, H; Schliémer, C. (2003):
Der demographische Wandel und seine Wohnungsmarktrelevanz. In: vhw Forum
Wohneigentum, 3, S. 121-126.

Buttner, Thiess (2005):
Demographischer Wandel und regionale Arbeitsméarkte. Erscheint in: Akademie fir
Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.), Raumliche Auswirkungen des demo-
grafischen Wandels, Forschungs- und Sitzungsberichte, Hannover.

Dickmann, N. (2004):
Grundlagen der demographischen Entwicklung. In: Institut der deutschen Wirt-
schaft Koln (Hrsg.), Perspektive 2050. Okonomik des demographischen Wandels,
Kdln, S. 11-33.

EitenmUller, S; Haker, K.; Jens, S; Knittel, T.; Limbers, J.; Schlesinger, M. (2002):
Prognos-Deutschland Report 2002-2020, Basel.

50



Enquéte-Kommission (2002):
Demographischer Wandel — Herausforderungen unserer dlter werdenden Gesell-
schaft an den Einzelnen und die Politik, Schlussbericht, Deutscher Bundestag,
Drucksache 14/8800.

Graf, B. (2003):
Deutsches Wachstumspotenzial: Vor demografischer Herausforderung, Deutsche
Bank Research Nr. 277.

Gromling, M. (2004):
Wirtschaftswachstum. In: Institut der deutschen Wirtschaft Koln (Hrsg.), Perspekti-
ve 2050. Okonomik des demographischen Wandels, Koln, S. 67-96.

Institut der deutschen Wirtschaft (2004):
Demographische Entwicklung - Alter werden ohne alt auszusehen, in: iwd — Infor-
mationsdienst des Instituts der deutschen Wirtschaft, Nr. 10 vom 4. Mé&rz.

Keller, D.; Niebuhr, A.; Siller, S. (2004):
Die Position Norddeutschlands im internationalen Innovationswettbewerb,
HWWA-Report 239, Hamburg.

Kocks, M. (2003):
Der demographische Wandel in Deutschland und Europa. Einfuhrung. In: Informa-
tionen zur Raumentwicklung, Heft 12, S. I-V.

Krohnert, S; van Olst, N.; Klingholz, R. (2004):
Deutschland 2020 — Die demografische Zukunft der Nation, Berlin-Institut fir
Weltbevolkerung und globale Entwicklung.

Muller, W. (2004):
Raumliche Auswirkungen des demographischen Wandels auf die dffentlichen Fi-
nanzen, unveroffentlichtes Manuskript, Arbeitskreis ,, Raumliche Auswirkungen des
demographischen Wandels* der Akademie fur Raumforschung und Landesplanung,
Hannover.

Niebuhr, A.; Siller, S. (2004):
Zur Bedeutung von Standortfaktoren - Was macht einen Standort attraktiv fur quali-
fizierte Arbeitskrafte und Kapital? In: E. Honekopp, R. Jungnickel (Hrsg.), Interna-
tionalisierung der Arbeitsmérkte, Nurnberg, S. 233-257.

Pfeiffer, U.; Baba, L. (2002):
Perspektiven des Wohnungsmarktes der Freien und Hansestadt Hamburg bis 2030,
Gutachten im Auftrag der Baubehdrde der Freien und Hansestadt Hamburg und der
Wohnungsbaukreditanstalt, empirica — Wirtschaftsforschung und Beratung GmbH,
Berlin.

51



Renn, S. (2005):
Demografischer Wandel und langfristiges Angebots offentlicher Leistungen im f6-
derativen System. Erscheint in: Akademie fir Raumforschung und Landesplanung
(Hrsg.), R&umliche Aspekte des foderativen Systems, Forschungs- und Sitzungsbe-
richte, Hannover.

Rohl, K.-H. (2004):
Raumliche Entwicklung. In: Institut der deutschen Wirtschaft Koln (Hrsg.), Per-
spektive 2050. Okonomik des demographischen Wandels, Kdln, S. 321-344.

Rohr-Zanker, R.; Fuchs, O.; Schleifnecker, T. (2003):
Herausforderungen der demographischen Verdnderungen fur die Entwicklung der
Region Sidniedersachsen, Projektbericht 113.03, Institut fur Entwicklungsplanung
und Strukturforschung an der Universitét Hannover, Hannover.

Sachversténdigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2003):
Staatsfinanzen konsolidieren — Steuersystem reformieren, Jahresgutachten 2003/
2004, Wieshaden.

Schéfer, H.; Seyda, S (2004):
Arbeitsmérkte. In: Institut der deutschen Wirtschaft Koln (Hrsg.), Perspektive 2050.
Okonomik des demographischen Wandels, Kdln, S. 97-120.

Schleifnecker, T. (2003):
Auswirkungen des demographischen Wandels auf ausgewéhlte Handlungsfelder in
Sudniedersachsen. In: Herausforderungen der demographischen Veranderungen fir
die Entwicklung der Region Sudniedersachsen, Projektbericht 113.03, Institut fur
Entwicklungsplanung und Strukturforschung an der Universitdt Hannover, Hanno-
ver.

Seitz, H. (2002):
Kommunalfinanzen bei schnell schrumpfender Bevdlkerung in Ostdeutschland: Ei-
ne politikorientierte deskriptive Analyse, Berlin, Frankfurt/Oder.

Seinmann, G.; Fuchs, O.; Tagge, S. (2002):
Mogliche Effekte des demografischen Wandels — Ein Uberblick. In: Wirtschaft im
Wandel, Heft 15, S. 470-480.

Thrun, T. (2003):
Handlungsansétze fir landliche Regionen mit starkem Bevolkerungsriickgang. In:
Informationen zur Raumentwicklung, Heft 12, S. 709-717.

Waltersbacher, M. (2004):
Raumliche Auswirkungen des demographischen Wandels auf den Wohnungsmarkt,
unveroffentlichtes Manuskript, Arbeitskreis , Raumliche Auswirkungen des demo-
graphischen Wandels* der Akademie fir Raumforschung und Landesplanung, Han-
nover.

Kocks, Martina (2003):
Demographischer Wandel und Infrastruktur im landlichen Raum — von européi-
schen Erfahrungen lernen? Informationen zur Raumentwicklung, Heft 12.

52



DATENQUELLEN

Bundesamt fir Bauwesen und Raumordnung (2003):
Raumordnungsprognose INKAR PRO 1999-2020; Bevoélkerung, Bonn.

Bundesamt fir Bauwesen und Raumordnung (2004):
Raumordnungsprognose ROP 1999-2020; Bevolkerung, Bonn.

Bundesamt fur Bauwesen und Raumordnung, Institut fir dkologische Raumentwicklung
(2000):
Wohnungsprognose 2015, Berichte, Band 10, Bonn.

Kultusministerkonferenz (2002):
Vorausberechnung der Schiler- und Absolventenzahlen 2000 bis 2020, Statistische
Veroffentlichungen der Kultusministerkonferenz, Nr. 162, Bonn.

OECD (2004):
Labor Force Statistics.

OECD Labour Market Satistics:
http://www1.0ecd.org/scripts/cde/memberg/Ifsindi catorsauthenti cate.asp

Satistisches Bundesamt (2003):
10. koordinierte Bevolkerungsvorausschdtzung fur die Bundesrepublik Deutsch-
land, Wiesbaden.

Satistisches Bundesamt (2002):
Fachserie 1 / Reihe 4.1.1, Bevolkerung und Erwerbstétigkeit, Stand und Entwick-
lung der Erwerbstatigkeit, Wiesbaden.

Sati stisches Bundesamt:
Diverse Auskiinfte.

Satistische Landesamter :
Diverse Auskiinfte.

53


http://www1.oecd.org/scripts/cde/members/lfsindicatorsauthenticate.asp

	HWWA-Report 250
	Demographischer Wandel in Norddeutschland – Konsequenzen und Handlungsbedarf
	Impressum
	Autorinnen
	VORWORT
	INHALTSVERZEICHNIS
	Tabellen
	Tabelle 1 Entwicklung der Geburtenziffern
	Tabelle 2 Erwerbspersonen nach Altersgruppen, 2000 und 2020
	Tabelle 3 Entwicklung der Haushaltszahlen nach Haushaltsgrößen, 2000-2020
	Tabelle 4 Erwerbsquoten mänliche Bevölkerung nach Altersklassen im April 2002
	Tabelle 5 Erwerbsquoten weibliche Bevölkerung nach Altersklassen im April 2002

	Abbildungen
	Abbildung 1 Bevölkerungsentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland, 2000 bis 2050
	Abbildung 2 Bevölkerungsentwicklung in Norddeutschland, natürlicher Bevölkerungssaldo und Wanderungssaldo, 1991-1999
	Abbildung 3 Entwicklung der Bevölkerung insgesamt und der erwerbsfähigen Bevölkerung, 2000-2020
	Abbildung 4 Altersstruktur der Bevölkerung in Norddeutschland, 2000 und 2020
	Abbildung 5 Entwicklung der Erwerbspersonenzahl, 2000-2020
	Abbildung 6 Bevölkerungsentwicklung in Norddeutschland, Kreise, 2000-2020
	Abbildung 7 Altersstruktur der Erwerbspersonen in Norddeutschland, 2000 und 2020
	Abbildung 8 Entwicklung der Schülerzahlen, 2000-2020
	Abbildung 9 Veränderung der Schülerzahl im Primarbereich, 2000-2020
	Abbildung 10 Entwicklung der Haushaltszahlen, 2000-2020
	Abbildung 11 Durchschnittliche Haushaltsgröße, 2000 und 2020
	Abbildung 12 Zusammengefasste Geburtenziffer in ausgewählten Staaten, 2002
	Abbildung 13 Erwerbsquoten im April 2002

	1 EINLEITUNG
	2 DEMOGRAPHISCHE ENTWICKLUNG IN NORDDEUTSCH-LAND
	2.1 Ein Blick in die Vergangenheit
	2.2 Der Blick in die Zukunft
	2.3 Räumliche Entwicklungsunterschiede

	3 ÖKONOMISCHE KONSEQUENZEN
	3.1 Arbeitsmarkt
	3.2 Nachfrage und Angebot öffentlicher Infrastruktur
	3.3 Wohnungsmarkt
	3.4 Öffentliche Haushalte

	4 HANDLUNGSBEDARF
	4.1 Arbeitsmarkt
	Stabilisierung der erwerbsfähigen Bevölkerung
	Beeinflussung des Erwerbsverhaltens
	Förderung beruflicher und regionaler Mobilität
	Technischer Fortschritt
	Ausbau der Informationsbasis

	4.2 Infrastruktur, öffentliche Finanzen und Wohnungsmarkt

	5 FAZIT
	LITERATURVERZEICHNIS
	DATENQUELLEN



